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Bericht der Bundesregierung gemäß der Entschiießung des 
Deutschen Bundestages vom 21. Juni 1974 


Auf Antrag des Bundestagsaussdiusses für Bildung 
und Wissenschaft (Drucksache 7/2279) hat der Deut- 
sche Bundestag in seiner 111. Sitzung am 21. Juni 
1974 (Stenographischer Bericht 7/7599) die Bundes- 
regierung aufgefordert, ihm „bis zum 1. März 1975 
einen Bericht vorzulegen, in dem 

a) das Zusammenwirken von Leistungen nach dem 
Kindergeldgesetz, nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz und von steuerlichen Entlastun- 
gen durch auswärtige Unterbringung dargestellt 
wird; 

b) festgestellt wird, welche Spitzenbelastungen für 
je Hundert DM Mehreinkommen in verschiede- 


nen Einkommensschichten hingenommen werden 
müssen, die Steuern, Soziallasten und die Mehr- 
belastung durch auslaufende Leistungen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz bewir- 
ken; 

c) Vorschläge unterbreitet werden, wie soziale Här- 
ten (z. B. Regelungen für Empfänger von Waisen- 
geld und Waisenrente, Alleinstehende mit unter- 
haltspflichtigen Kindern, Schwerbehinderte) durch 
die weitere Gesetzgebung gemildert werden kön- 
nen". 

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag 
hierzu den nachstehenden Bericht vor. 


A. Zusammenwirken von Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG), 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 
und von steuerlichen Entlastungen durch auswärtige Unterbringung 


1 Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz 

Am 1, Januar 1975 ist die Neuregelung des Familien- 
lastenausgleichs wirksam geworden. Danach sind 
die bisherigen Kinderfreibeträge des Einkommen- 
steuerrechts, das Kindergeld nach dem Bundeskin- 
dergeldgesetz und (weitgehend) der besoldungs- 
rechtliche Kinderzuschlag des öffentlichen Dienstes 
durch das für alle Eltern gleiche einkommensunab- 
hängige, vom ersten Kind an zu zahlende Kindergeld 
ersetzt worden. 

Die Höhe des Kindergeldes beträgt monatlich 50 DM 
für das erste Kind, 70 DM für das zweite Kind und 
120 DM für jedes weitere Kind. Es wird in der Regel 
von der Bundesanstalt für Arbeit aus Bundesmitteln 
gezahlt. 

Anspruchsberechtigt nach dem Bundeskindergeldge- 
setz sind grundsätzlich die im Geltungsbereich des 
Gesetzes wohnenden Eltern; darüber hinaus auch 
Eltern, die hier zwar weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, aber hier 
anderweitig verwurzelt sind, insbesondere durch 
Arbeits- und Dienstverhältnisse mit einem inländi- 
schen Arbeitgeber oder Dienstherrn. Kein Anspruch 
auf Kindergeld besteht für Kinder, für die andere, 
mit dem Kindergeld vergleichbare öffentlich-recht- 
liche Leistungen zu zahlen sind, wie etwa Kinderzu- 
schüsse in der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
Kinderzulagen in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung. 

Bei der Abgrenzung des Personenkreises, für den 
Kindergeld beansprucht werden kann, geht das Ge- 


setz entsprechend seiner sozialpolitischen Zielset- 
zung erheblich über die zivilrechtlichen Unterhalts- 
rechtsverhältnisse hinaus. Berücksichtigt werden 
Kinder (eheliche, für ehelich erklärte, an Kindes 
Statt angenommene, nichteheliche), ferner — unter 
besonderen Voraussetzungen — auch Stiefkinder, 
Pflegekinder, Enkel und Geschwister (vgl. im einzel- 
nen § 2 Abs. 1 BKGG). 

Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, wer- 
den nur berücksichtigt, wenn bestimmte Tatbestände 
vorliegen. Einen der wichtigsten stellt die Schul- 
oder Berufsausbildung dar. In der Regel wird dann 
Kindergeld bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres 
gezahlt. Im Falle einer noch fortdauernden Ausbil- 
dung kann auch diese Zeitschranke überschritten 
werden: etwa um Zeiten des gesetzlichen Grund- 
wehrdienstes oder Zivildienstes oder der aus Grün- 
den des Studienplatzmangels eingetretenen Ausbil- 
dungsverzögerung. 

2 Steuerliche Berücksichtigung einer auswärtigen 
Unterbringung 

Nach dem Wegfall der steuerlichen Kinderfreibe- 
träge im Zuge der Einkommensteuerreform 1974 
stellt der Freibetrag nach § 33 a Abs. 2 Einkommen- 
steuergesetz (EStG) für die auswärtige Unterbrin- 
gung die einzige steuerliche Vergünstigung dar, in 
der ein Ausbildungstatbestand berücksichtigt wird. 
Erwachsen einem Steuerpflichtigen Aufwendungen 
für die auswärtige Unterbringung eines in der Be- 
rufsausbildung befindlichen Kindes, für das er An- 
spruch auf Kindergeld nach dem Bundeskindergeld- 
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gesetz oder auf andere Leistungen für Kinder (§ 8 
Abs. 1 BKGG) hat, so wird auf Antrag ein Betrag 
von 1 200 Deutsche Mark im Kalenderjahr vom Ge- 
samtbetrag der Einkünfte abgezogen. Dieser Betrag 
führt zu einer Verminderung der Steuerbemessungs- 
grundlage und bewirkt damit eine Verringerung 
der Steuerschuld. 

3 Individuelle Ausbildungsförderung 

Nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz wird 
eine individuelle, einkommensabhängige Ausbil- 
dungsförderung geleistet für Schüler an weiterfüh- 
renden allgemeinbildenden Schulen, Fachoberschu- 
len und Berufsfachschulen ab Klasse 11 (auch in 
Klasse 10 bei notwendiger Unterbringung außerhalb 
des Elternhauses), von Abendhauptschulen, Berufs- 
aufbauschulen, Abendrealschulen, Abendgymnasien, 
Kollegs und Fachschulen sowie für Studierende an 
Höheren Fachschulen, Akademien und Hochschulen, 
ferner für Teilnehmer entsprechend qualifizierter 
Fernunterrichtslehrgänge und für Praktikanten, die 
ein Praktikum im Zusammenhang mit einer dieser 
Ausbildungen ableisten. Die Ausbildungsförderung 
besteht in einer monatlichen Barleistung, die nach 
dem gesetzlich pauschalierten, jedoch nach Ausbil- 
dungsstätten- und Unterbringungsart differenzierten 
Bedarfssatz für Lebensunterhalt und Ausbildung be- 
messen wird; er beträgt gegenwärtig für den zu- 
hause wohnenden Schüler 200 DM und für den aus- 
wärts wohnenden Studenten 500 DM monatlich. Bei 
Vorliegen besonderer Umstände — insbesondere bei 
Auslandsausbildung und zur Vermeidung unbilliger 
Härten — Werden individuell zusätzliche Leistungen 
erbracht. Auf den Bedarf wird das Einkommen des 
Auszubildenden, seines Ehegatten und seiner Eltern 
in dieser Reihenfolge unter Beachtung bestimmter 
Freibeträge angerechnet. Gegenwärtig werden rd. 
800 000 Schüler und Studenten gefördert. 

4 Zusammenwirken der vorgeschilderten Regelungen 

Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz und 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz sind im 
wesentlichen zweckgleiche Leistungen, sie dienen 
der Deckung der Lebensunterhalts- und Ausbil- 
dungskosten der Kinder. Durch die steuerliche Ent- 
lastung nach § 33 a Abs. 2 EStG wird der Belastung, 
die den Eltern aus Unterhaltsaufwendungen er- 
wächst, Rechnung getragen, mit der Folge, daß auch 
der ersparte Steuerbetrag für die Deckung von Un- 
terhalts- und Ausbildungskosten zur Verfügung 
steht. Bei dieser Rechts- und Sachlage ist es erfor- 
derlich, daß diese nach Voraussetzungen und Höhe 
unterschiedlichen Leistungen und Vergünstigungen 
aufeinander abgestellt sind. *) 

4.1 

Ausbildungsförderung und Kindergeld sind in der 
Weise aufeinander bezogen, daß das Kindergeld 
nach § 21 Abs. 3 Nr. 3 BAföG als Teil des Elternein- 


*) Zti den finanziellen Auswirkungen bei unterschied- 
lichen Familien- und Einkommensverhältnissen vgl. 
die Tabellen in Teil B 


kommens gilt und daher mit diesem auf den Bedarf 
nach dem Bundesausbildungsförderüngsgesetz an- 
gerechnet wird. Für Bezieher von Einkommen, die 
(ohne Kindergeld) zumindest in Höhe der Kinder- 
geldleistungen unter den absoluten Freibeträgen 
nach § 25 Abs. 1 bis 3 und Absatz 6 BAföG liegen, 
hat das zur Folge, daß das Kindergeld im Rahmen 
dieser absoluten Freibeträge vom Einkommen der 
Eltern voll anrechnungsfrei gestellt wird und dar- 
um die Höhe des Förderungsbetrages nicht beein- 
flußt. Soweit das Einkommen der Eltern die abso- 
luten Freibeträge übersteigt, bleibt es nach § 25 
Abs. 4 BAföG zumindest in Höhe von 45 v. H. an- 
rechnungsfrei; das gilt auch für das in dem Ein- 
kommen der Eltern enthaltene Kindergeld. Es wird 
also zumindest in Höhe von 45 v. H., durchschnitt- 
lich 50 V. H. (bei einer Zwei-Kinder-Familie), zu- 
sätzlich zu den Leistungen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz erbracht. 

4.2 

Auch die steuerliche Entlastung nach § 33 a Abs. 2 
EStG ist mit der Ausbildungsfördenmg über die 
Anrechnung des Einkommens der Eltern verknüpft. 
Nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 BAföG ist bei der Bestim- 
mung des anzurechnenden Einkommens der tatsäch- 
lich entrichtete Steuerbetrag zu berücksichtigen. 
Verringert er sich als Folge der steuerlichen Ent- 
lastungsvorschrift, so erhöht sich das anzurechnen- 
de Einkommen. Dies führt — wenn und soweit das 
Einkommen die absoluten Freibeträge übersteigt — 
zu einer Verringerung des Förderungsbetrages — 
eine sozial gerechtfertigte Auswirkung, weil die 
Mittel, die der unterhaltspflichtige Einkommensbe- 
zieher nicht als Steuer abzuführen hat, ihm zur Ver- 
fügung stehen und für die Ausbildung des Kindes 
vorrangig einzusetzen sind. Zumindest zu 45 v. H. 
jedoch bleibt der Betrag, um den die Steuerschuld 
aufgrund des § 33 a Abs. 2 EStG verringert worden 
ist, anrechnungsfrei und steht den Eltern des Aus- 
zubildenden neben Kindergeld und Ausbildungs- 
förderung zur Verfügung. 

4.3 

Die Leistung von Ausbildungsförderung wirkt sich 
auf die Leistung von Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz und auf die Entscheidung über 
einen Entlastungsbetrag nach § 33 a Abs. 2 EStG 
nicht aus. 

5 Steuerliche Entlastung ab 1977 

Nach § 52 Abs. 22 Einkommensteuergesetz 1975 in 
der Fassung vom 5. September 1974 (Bundesge- 
setzbl. I S. 2165) gilt vom Veranlagungszeitraum 
1977 an eine veränderte Fassung des § 33 a Abs. 2 
EStG; der besondere Freibetrag bei auswärtiger 
Unterbringung wird zu einem allgemeinen Ausbil- 
dungsfreibetrag erweitert, zugleich wird der Frei- 
betrag deutlich angehoben: Für Kinder über 
18 Jahre ist allgemein ein Ausbildungsfreibetrag 
von 2 400 DM im Jahr vorgesehen, bei auswärtiger 
Unterbringung ein Freibetrag von 4 200 DM. Für 
Kinder unter 18 Jahren gibt es weiterhin nur im 
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Falle auswärtiger Unterbringung einen — auf 
1 800 DM jährlich angehobenen — Steuerfreibetrag. 
Allgemeine Voraussetzung für diese Freibeträge 
ist, daß einem Steuerpflichtigen Aufwendungen für 
die Berufsausbildung eines Kindes erwachsen, für 
das er Anspruch auf Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz oder auf vergleichbare öffentlich- 
rechtliche Leistungen hat. Auf diese Ausbildungs- 
freibeträge werden eigene Einkünfte des Kindes 
angerechnet, soweit sie 2 400 DM jährlich überstei- 
gen. Angeredinet werden außerdem Leistungen, die 


dem Kind als Zuschuß nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz erbracht werden. 

Diese Regelung erbringt gegenüber der geltenden 
Rechtslage ein höheres Maß an Abstimmung zwi- 
schen Ausbildungsförderung und einschlägigen 
steuerlichen Vergünstigungen; eine Doppelberück- 
sichtigung des Mindestunterhaltsbedarfs wird rech- 
nerisch einwandfrei ausgeschlossen. Künftig wer- 
den sich die Ausbildungsfreibeträge nur auswirken 
können, soweit nicht Leistungen nach dem Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetz erbracht werden. 


B. Spitzenbelastung für je 100 DM mehr Einkommen in verschiedenen Einkommensschichten, die 
Steuern, Soziaiieistungen und die Mehrbelastung durch auslaufende Leistungen nach dem 
BAföG bewirken 


1 Berechnungsgrundlagen 


Die Belastung eines bestimmten Einkommenszu- 
wachses bzw. „Grenzeinkommens" (Marginalbela- 
stung) durch Steuern und Sozialabgäben sowie auf- 
grund abnehmender Leistungen nach dem BAföG 
hängt ab von einer Vielzahl von Faktoren wie z. B, 
Einkommenshöhe, Berufsstand, Zahl und Alter der 
Kinder sowie weiteren individuellen Tatbeständen, 
die bei der Bemessung von Abgaben einerseits und 
Leistungen nach dem BAföG andererseits zu be- 
rücksichtigen sind. Die folgende Darstellung be- 
schränkt sich daher auf Modellrechnungen für einige 
typische Familien aus dem Kreis der Förder-Berech- 
tigten unter der Annahme bestimmter Steuer- und 
abgabenrechtlicher Tatbestände. Die Fälle sind so 
gewählt, daß auch die grundsätzlichen Merkmale 
des Zusammenwirkens von abgabenrechtlichen Re- 
gelungen einerseits und Leistungen nach dem 
BAföG andererseits im Hinblick auf die Marginal- 
belastung deutlich werden. 


Folgende vier Familientypen *) sind untersucht wor- 
den: 


— Familie A: 


— Familie B: 


— Familie C: 


— Familie D: 


Verheirateter Alleinverdiener mit 

1 Kind 

(auswärts untergebrachter Student) 
Verheirateter Alleinverdiener mit 

2 Kindern 

(auswärts untergebrachter Student; 
Schüler in 12. Klasse eines Gymna- 
siums, zuhause wohnend) 
Verheirateter Doppelverdiener mit 

2 Kindern 

(wie Familie B), wobei die Ehepart- 
ner im Verhältnis 60 : 40 zum Ge- 
samteinkommen beitragen 
Verheirateter Alleinverdiener mit 

3 Kindern 

(das erste und zweite Kind wie 
Familie B, das dritte Kind unter 
15 Jahre alt) 


*) sozialversicherungspflichtiger Arbeitnehmer 


Für jeden Familientyp werden die zusätzlichen Be- 
lastungen aus Steuern und Sozialabgaben einerseits 
sowie die abnehmenden Leistungen nach dem 
BAföG andererseits bei je 100 DM Mehreinkommen 
bis zu einem monatlichen Bruttoeinkommen von 
5 000 DM berechnet. Dabei sind die seit Beginn des 
Jahres 1975 geltenden steuerrechtlichen Regelun- 
gen ^) und Abgabensätze unterstellt. Zur Ermitt- 
lung des Nettoeinkommens wurden neben den übli- 
chen Freibeträgen und der Pauschale für Werbungs- 
kosten die Sozialabgaben sowie eine zusätzliche 
Pauschale für Vorsorgeaufwendungen von der Be- 
messungsgrundlage abgezogen. 

Die Höhe der BAföG-Leistungen richtet sich < — 
unter der Annahme, daß die Auszubildenden kein 
Einkommen haben — nach den Einkommensverhält- 
nissen der Eltern im vorletzten Kalenderjahr vor 
Beginn des Bewilligungszeitraumes. Der Bewilli- 
gungszeitraum für einen beispielsweise im Früh- 
jahr 1975 nach dem BAföG Geförderten läuft in der 
Regel vom Herbst 1974 bis 1975, so daß für die 
Höhe der Förderleistung in diesem Fall das Ein- 
kommen im Jahr 1972 maßgebend ist. Für die Bei- 
spiele wurden die jeweiligen Bruttoeinkommen 1975 
entsprechend der durchschnittlichen Entwicklung 
aller pro Arbeitnehmer erzielten Einkommen aus 
unselbständiger Tätigkeit (Zunahme 1972/75: 36,4 
V. H.) auf das Jahr 1972 zurückgerechnet. Auf die 


0 Einkommensteuergesetz 1975 in der Fassung vom 
5. September 1974 

2) Als Abgabensätze wurden unterstellt: 


— Rentenversicherung: 


— Krankenversicherung: 


— • Beitrag für Bundesan- 
stalt für Arbeit: 


9 V. H. des Bruttoein- 
kommens bis zur Bemes- 
sungsgrenze von 33 600 
DM jährlich 

5,1 V. H. des Bruttoein- 
kommens bis zur Bemes- 
sungsgrenze von 25 200 
DM jährlich 

1 V. H. des Bruttoein- 
kommens bis zur Bemes- 
sungsgrenze von 33 600 
DM jährlich 


5 



Drucksache 7/3438 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


dann entsprechend § 21 BAföG zu ermittelnden 
Nettoeinkommen 1972 einschließlich der Leistungen 
nach dem Bundeskindergeldgesetz sind zur Be- 
stimmung der Förderbeträge folgende Freibeträge 
und Bedarfssätze anzuwenden: 



Familie 

A 

Familie 

B 

Familie 

C 

Familie 

D 

monatlicher 
Freibetrag 
DM 

1 020 

1 080 

1 240 

1 320 

monatlicher 
Bedarfssatz 
DM 

500 

700 

700 

700 


Nach dem BAföG werden die über die Freibeträge 
hinausgehenden Nettoeinkommen zu einem von 
der Zahl der Kinder abhängigen Anteil (40 v. H. + 
5 V. H. für jedes Kind) auf den Bedarfssatz ange- 
rechnet. Dieses Verfahren zur Ermittlung der Lei- 
stungen nach dem BAföG verdeutlicht, daß sich die 
folgenden Berechnungen nur auf einen ganz be- 
stimmten Zeitraum, in diesem Fall etwa das Früh- 
jahr 1975, beziehen können. Um jedoch auch die 
Auswirkungen des ab 1977 geltenden Ausbildungs- 
freibetrages darstellen zu können, wird unter- 
stellt, daß dieser Freibetrag (4 200 DM in den Bei- 
spielsfällen für den auswärts untergebrachten Stu- 
denten) bereits 1975 angewendet werden kann. Die 
Freibetragsregelung führt mit wachsendem Ein- 
kommen zu zunehmenden Steuerentlastungen. 

2 Ergebnisse 

Im folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse 
der Modellrechnungen für die vier Familientypen 
dargestellt. Detaillierte Übersichten und graphische 
Darstellungen zum Verlauf der marginalen Bela- 
stungen je 100 DM Mehreinkommen sind in der An- 
lage enthalten. 

2.1 

Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen 
weist für alle Familientypen folgende grundsätzliche 
Merkmale auf: Bis zu einer gewissen Einkommens- 
höhe bestimmt sie sich nach dem Grenzsteuersatz 
und dem Abgabensatz für die Sozialversicherung. 
Solange der volle Bedarfssatz nach dem BAföG ge- 
währt wird, steigt sie je Familientyp auf etwa 
30 bis 35 V. H. an. Mit dem Übergang zur Teilför- 
derung (wenn das für die Ermittlung des Förder- 
satzes relevante Nettoeinkommen 1972 den Frei- 
betrag überschreitet) tritt zur abgabenrechtlichen 
Marginalbelastung die Minderleistung nach dem 
BAföG. Von dieser Schwelle an reduziert sich — 
bezogen auf 100 DM zusätzliches Bruttoeinkommen 

®) Auswirkungen auf die Höhe der Förderbeträge nach 
dem BAföG ergeben sidi nur für die Familie D, bei 
der insgesamt 85 DM Kindergeld im Jahr 1972 zu 
berücksichtigen sind. 

^) vgl. Abschnitt A 5 


1975 — die Leistung nach dem BAföG um einen 
Betrag zwischen 20 und 30 DM. Dieser Effekt ist 
vom Gesetzgeber gewollt. Er geht davon aus, daß 
die Eltern von einer bestimmten Grenze ab bei 
steigendem Einkommen in zunehmendem Maße zur 
Finanzierung der Ausbildung ihrer Kinder beitragen 
können. In den Beispielen liegt diese Schwelle bei 
einem monatlichen Bruttoeinkommen zwischen 1 800 
und 2 300 DM im Jahr 1975. 

Bei überschreiten der Beitragsbemessungsgrenze 
für die Sozialabgaben sinkt die marginale Belastung 
zunächst stark ab, erhöht sich dann jedoch wieder 
entsprechend der Entwicklung des Grenzsteuersat- 
zes. Bei einer Interpretation dieses Einschnitts ist 
zu berücksichtigen, daß der verringerten Belastung 
die Notwendigkeit gegenübersteht, die die Bemes- 
sungsgrundlage übersteigenden Einkommensteile 
durch private Vorsorgemaßnahmen etwa für die 
Alterssicherung abzusichern. 

Einschneidende Veränderungen in der Marginal- 
belastung können ferner beim Übergang zur Teil- 
förderung nach dem BAföG (Familien mit zwei oder 
mehr geförderten Kindern) oder auch beim Aus- 
laufen der Ausbildungsförderung dadurch eintreten, 
daß sich aufgrund der Bagatellgrenze nach dem 
BAföG (20 DM) erhebliche Minderleistungen bei 
einer bestimmten marginalen Einkommenssteige- 
rung ergeben. Dies erklärt die auffallend hohe Mar- 
ginalbelastung bei bestimmten Grenzeinkommen, 
bei denen jeweils der Geförderte mit dem gerin- 
geren Förderbetrag die Bagatellgrenze unterschrei- 
tet und damit ausscheidet (Familie B; 3 400 DM mo- 
natlich, Familie C: 3 700 DM monatlich, Familie D: 
3 800 DM monatlich) . 

Die hypothetisch auf den 1977 vorgesehenen Rechts- 
zustand bezogene Rechnung mit dem neuen Ausbil- 
dungsfreibetrag führt im weiteren Verlauf dazu, daß 
sich die steuerliche Grenzbelastung vermindert, 
wenn die monatlichen Förderbeträge nach dem 
BAföG 350 DM für den auswärts untergebrachten 
Studenten unterschreiten. Mit Auslaufen der Aus- 
bildungsförderung — in den Beispielen bei monat- 
lichen Bruttoeinkommen zwischen 3 700 DM und 
5 000 DM — ergibt sich schließlich die Marginal- 
belastung lediglich aus den steuerrechtlichen Rege- 
lungen. 

In Tabelle 1 werden für die vier Familientypen 
die Marginalbelastungen für alternative Einkom- 
mensbeträge zusammenfassend dargestellt (vgl. im 
einzelnen die Tabellen und Schaubilder in der An- 
lage). Dabei sind die beschriebenen grundsätzlichen 
Merkmale für den Verlauf der Grenzbelastung 
jeweils besonders gekennzeichnet. Die bei der Fa- 
milie C deutlich nach oben abweichende Marginal- 
belastung bei höherem Einkommen erklärt sich aus 
der unterstellten Annahme, daß die Ehepartner das 
Einkommen im Verhältnis 60 : 40 aufbringen und 
daher auch beide Sozialabgaben bis zu einem monat- 
lichen Gesamteinkommen von rd. 4 700 DM zahlen. 
Erst bei etwa 7 000 DM würde auch der Ehepartner 
mit dem geringeren Einkommensanteil die Bei- 
tragsbemessungsgrenze für die Rentenversicherung 
und für den Beitrag für die Bundesanstalt für Arbeit 
erreichen. 
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Tabelle 1 

Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BAföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag nach EStG 1975 

— 1975 — 

Familie A: Familie B: 


- Verheirateter Alleinverdiener, 1 Kind - - Verheirateter Alleinverdiener, 2 Kinder - 


Brutto- 

monats- 

einkomnen 

- in OM - 

Monatliche 

BAföG- 

Leistung 

- in OM - 

Marginalbela 

Steuer- und 
Sozial abgaben 

>tung je 100 DH Me 

Steuer, Sozial- 
abgaben und 
BAföG 

hreinkonimen,v.H. 

Steuer, Soz.- 
abg., BAföG und 
Ausb.Freibetrag 


ßrutto- 

monats- 

einkommen 

- in OM - 

Monatliche 

BAföG- 

Leistung 

- in OM - 

Marginalbela 

Steuer- und 
Sozial abgaben 

>tung je 100 OM Me 

Steuer, Sozial- 
abgaben und 
BAföG. 

hreinkonnen,v.H. 

Steuer, Soz.- 
abg., BAföG und 
Ausb.Freibetrag 

800 

500 

-18.3 

18,3 

18,3 


800 

700 

18,3 

18,3 


1 000 

500 

32,7 

32,7 

32,7 


1 000 

700 

32,7 

32,7 

32,7 

1 500 

500 

34,2 

34,2 

3^.2 


1 500 

700 

33,6 

33,6 

33,6 

0 

0 

486 

35,3 

49,3 



1 900 

700 

35,2 

35,2 

35,2 

2 000 

459 

34,4 

61,4 

61,4 


2 000 ( 1 ) 

679 

34,5 

55,5 

55,5 

2 200 

406 

31,6 

58,6 

58,6 


2 200 

630 

31,6 

55,6 

55,6 

2 300 

380 

32,8 

58,8 

58.8 


2 300 

606 

30,4 

54,4 

54,4 

2 400 

355 

32,9 

57,9 

57,9 


2 400 

582 

31,5 

55,5 


2 600(3) 

303 

32,7 

57,7 

51,7 


2 600 

534 

32,6 

56,6 

56,6 

2 800 

252 

32,7 

57,7 

51,9 


2 800 

487 ! 

32,7 

56,7 

56,7 

2 900 (2) 

226 

24,0 

50,0 

42,7 



464 

24,0 

47,0 


3 200 

148 

22,7 

51,7 

45,8 


3 200 (3: 

391 

22,7 

49,7 

48,6 

3 400 

87 

31,0 

62,0 

46,7 


3 400 (0 

318 

32,2 

77,2 

72,2 

3 500 

57 

32,9 

62,9 

45,6 


3 500 

304 

33,0 

47,0 

43,4 

3 700(5) 

- 

34,2 

61,2 

50,6 


3 700 

251 

32,4 

60,4 

50,9 

3 900 

- 

33,4 

33,^ 

31,4 


3 900 

197 

33,3 

60,3 

52,4 

4 300 

- 

37,4 

37,4 

35,4 


4 300 

91 

35,2 

61,2 

52,4 

4 600 

- 

34,5 

3^,5 

35,0 


4 600(5) 

- 

36,6 

75,6 

.48,6 

4 900 


37,9 

37,9 

38,4 


4 900 

- 

37,8 

37,8 

36,2 


Familie C: 

Verheiratete Doppelverdiener, 2 Kinder - 


Marginalbelastung je 100 DM Mehre inkotnfflen,v.H. 
Steuer- und Steuer, Sozial- Steuer, Soz.- 
Sozialabgaben abgaben und abg., BAfgG und 
BAföG Ausb, Freibetrag 


Familie D: 

Verheirateter Alleinverdiener, 3 Kinder - 



- in DM - 


8oo 


1 000 


1 500 


1 900 


2 000 


2 200(1 


2 300 


2 400 


2 600 


2 800 


2 9OOC2) 


3 200 


3 400 


Monatliche 

BAföG- 

Leistung 

- in DM - 


Marginalbelastung je 100 DM MehreinkoiHinen,v.H, 
Steuer- und . Steuer, Sozial- Steuer, Soz.- 
Sozial abgaben abgaben und abg., BAföG und 

BAföG Ausb.Freibetrag 



18,3 

18,3 

32,7 

32,7 

32,7 

32,7 

33,6 

33,6 

32,9 

32,9 



44,0 

44.0 

48.6 

48.6 



( 1 ) Eintritt in die leilförderung nach dem BAföG durch Überschreiten des Freibetrages 

( 2 ) Überschreiten der Beitragsbemessungsgrenze für die Renten- und Arbeitslosenversicherung 

(3) Beginn der Auswirkungen des Ausbildungsfreibetrages 

CO Überschreiten der Bagatellgrenze für die Bemessung des Förderbetrages nach BAföG, d.h. Auslaufen der. Ausbildungsförderung für das Kind mit den niedrigeren Förderungsbetrag 
( 3 ) Auslaufen der Ausbildungsförderung (O M 5 800 bei Fam, 0 ) 
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2.2 

Diese Beispiele zeigen, daß eine Interpretation des 
Verlaufs der Marginalbelastungen nicht unproble- 
matisch ist und die Gefahr zu falschen Schlußfol- 
gerungen in sich birgt. Das Zusammenwirken von 
Belastung durch Steuern und Abgaben einerseits 
und Entlastung durch Kindergeld und Ausbildungs- 
förderung andererseits läßt sich besser verdeut- 
lichen, wenn man die jeweiligen Nettobeträge bei 
steigendem Bruttoeinkommen darstellt. In Schau- 
bild 1 ist für eine typische „BAföG-Familie", die 
hier gewählte Familie B, die jeweilige BAföG-Lei- 
stung, das Nettoeinkommen einschließlich Kinder- 


geld und das gesamte verfügbare Einkommen ein- 
schließlich Ausbildungsförderung und unter Be- 
rücksichtigung des Ausbildungsfreibetrages darge- 
stellt. Die entsprechenden Zahlenwerte sind, in 
etwas zusammengeraffter Form, in Tabelle 2 ent- 
halten. Dabei wird deutlich, daß in dem Beispiel 
der Familie B bis zu einem monatlichen Bruttoein- 
kommen von rd. 2 500 DM insgesamt aufgrund der 
öffentlichen Leistungen ein das Bruttoeinkommen 
übersteigender Betrag zur Verfügung steht. Die Ge- 
samtheit der ausbildungsbezogenen Leistungen 
führt auch nach überschreiten dieses Schwellen- 
wertes zu einer das Nettoeinkommen ergänzenden 


Schaubild 1 

Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem BAföG 
am Beispiel der Modellrechnung für Familie B — 1975 — 
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Förderung, wobei Leistungen nach dem BAföG bis 
zu einem monatlichen Bruttoeinkommen von rd. 
4 500 DM gewährt werden. Der Ausbildungsfrei- 
betrag beginnt sich ab 3 200 DM auszuwirken. 

Grundsätzlich ergeben sich auch für die anderen 
drei hier dargestellten Familien ähnliche Zusam- 
menhänge. Entsprechende graphische und tabella- 
rische Darstellungen sind im Anhang enthalten^). 
Bei der Familie A übersteigt das Nettoeinkommen 
einschließlich der Leistungen nach dem BAföG das 
Bruttoeinkommen bis zu einem monatlichen Betrag 
von rd. 1 950 DM, bei der Familie C liegt dieser 


Schnittpunkt etwa bei 2 600 DM und bei der Familie 
D bei rd. 2 850 DM. Je früher die Leistungen nach 
dem BAföG auslaufen, desto früher beginnt sich der 
Ausbildungsfreibetrag auszuwirken. Bei der Fami- 
lie A, B und C führt er bei einem Bruttoeinkommen 
von 5 000 DM monatlich zu einer Steuerersparnis 
von rd. 140 DM. Die Familie D erhält bei diesem 
Einkommen noch 36 DM Ausbildungsförderung, so 
daß sich die Steuererspamis auf rd. 125 DM re- 
duziert. 


vgl. Tabellen 5 bis 8 und Sdiaubilder 5 bis 7 


Tabelle 2 

Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem Kindergeldgesetz 
und dem BAföG am Beispiel der Familie B 
(1975) 


Bruttoein- 

kommen 

DM mtl. 

Nettoein- 
kommen nach 
Abzug von 
Steuern und 
Sozialabgab. 

DM mtl. 

Nettoein- 

kommen 

(Sp.2) 

einschl. 

Kindergeld 

DM mtl. 

Nettoein- 
kommen 
(Sp.2), 
Kindergeld 
u. BAföG 

DM mtl. 

Nettoeinkor 
Kindergeld 
Ausbi Idung! 

DM mtl. 

nmen (Sp.2) 
BAföG und 
3f reibetrag 

in v.H. 
zu Spaltel 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

500 

424,50 

544,50 

1.224,50 

1.224,50 

244,9 

1.000 

809,50 

929,50 

1.629,50 

1.629,50 

162,9 

1.200 

943,00 

1.063,00 

1.763,00 

1. 763,00 

146,9 

1.400 

1.076,50 

1.196,50 

1.896,50 

1.896,50 

135,4 

1.600 

1.207,30 

1.327,30 

2.027,30 

2.027,30 

126,7 

1.800 

1.338,70 

1.458, 70 

2.158, 70 

2,158, 70 

119,9 

2.000 

1.469,00 

1.589,00 

2.268,00 

2.268,00 

113,4 

2.200 

1.603,20 

1.723,20 

2.353,20 

2.353,20 

106,9 

2.400 

1.741,30 

1.861,30 

2.443,30 

2.443,30 

101,8 

2.600 

1.876,90 

1.996,90 

2.530,90 

2.530,90 

97,3 

2.800 

2.011,30 

2.131,30 

2.618,30 

2.618,30 

93,5 

3.000 

2.164,50 

2.284,50 

2.725,50 

2.725,50 

90,8 

3.200 

2.319,00 

2.439,00 

2.830,00 

2.831, 10 

88,4 

3.400 

2.459,30 

2.579,30 

2.897,30 

2.909,30 

86, 5 

3.600 

2.592,80 

2.712,80 

2.991,80 

3.016,40 

83, 7 

3.800 

1 2.725,80 

2.845,80 

3.069,80 

3.115,30 

81,9 

4.000 

2.856,80 

2.976,80 

3.146,80 

3.212,00 

80,3 

4.200 

2.985,80 

3.105,80 

3.222,80 

3.310,70 

78,8 

4.400 

3. 112,80 

3.232,80 

3.297,80 

3.407,50 

77,4 

4.600 

3.240,20 

3.360,20 

3.360,20 

3.495,90 

75,9 

4.800 

3.363,60 

3.483,60 

3.483,60 

3.622,80 

75, 4 

5.000 

3.487, 70 

3.607,70 

3.607,70 

3.749,90 

74,9 
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Anhang zu Berichtsteil B 


Schaubild 1 


Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BAföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag (ESTRG) 

— Familie A — 
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Schaubild 2 


Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BaföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag nach dem EStG 1975 

— Familie B — 
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Schaubild 3 


Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BAföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag nach dem EStG 1975 

— Familie C — 
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Schaubild 4 


Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BAföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag nach dem EStG 1975 

— Familie D — 
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Schaubild 5 


Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem BAföG 
am Beispiel der Modellrechnung für Familie A 

— 1975 — 
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Schaubild 6 


Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem BAföG 
am Beispiel der Modellrechnung für Familie C 

— 1975 — 
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Schaubild 7 


Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem BAföG 
am Beispiel der Modellrechnung für Familie D 

— 1975 — 
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Tabelle 1 


Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BAföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag (EStRG) 

— Familie A: Verheirateter Alleinverdiener, 1 Kind — 


Brutto- 
monats- 
lohn 
in DM 

Nettomonatslohn 
nach Abzug von 
Steuern u. Soz. -Ver- 
sicherungsbeiträgen 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 2) 

Nettomonatslohn 
Spalte 2 u. BAföG 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 5) 

Nettomonatslohn 
nach Spalte 5 und 
Steuerentlastung 
aus Ausbildungs- 
freibetrag 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 8) 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

in DM 

in V. H. 

zu 

Spalte 1 

1 

2 

3 

4 1 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

500,00 

424,50 

84,9 

15,2 

924,50 

184,9 

15,2 

924,50 

184,9 

15,2 

600,00 

509,40 

84,9 

15,1 

1 009,40 

168,2 

15,1 

1 009,40 

168,2 

15,1 

700,00 

594,30 

84,9 

15,1 

1 094,30 

156,3 

15,1 

1 094,30 

156,3 

15,1 

800,00 

676,00 

84,5 

18,3 

1 176,00 

147,0 

18,3 

l 176,00 

147,0 

18,3 

900,00 

742,20 

82,5 

33,8 

1 242,20 

138,0 

33,8 

l 242,20 

138,0 

33,8 

1 000,00 

809,50 

81,0 

32,7 

1 309,50 

131,0 

32,7 

l 309,50 

131,0 

32,7 

1 100,00 

874,90 

79,5 

34,6 

1 374,90 

125,0 

34,6 

1 374,90 

125,0 

34,6 

1 200,00 

940,70 

78,4 

34,2 

1 440,70 

120,1 

34,2 

1 440,70 

120,1 

34,2 

1 300,00 

1 006,30 

77,4 

34,4 

1 506,30 

115,9 

34,4 

1 506,30 

115,9 

34,4 

1 400,00 

1 070,80 

76,5 

35,5 

1 570,80 

112,2 

35,5 

l 570,80 

112,2 

35,5 

1 500,00 

1 136,60 

75,8 

34,2 

1 636,60 

109,1 

34,2 

1 636,60 

109,1 

34,2 

1 600,00 

1 201,00 

75,1 

35,6 

1 701,00 

106,3 

35,6 

1 701,00 

106,3 

35,6 

1 700,00 

1 266,80 

74,5 

34,2 

1 766,80 

103,9 

34,2 

l 766,80 

103,9 

34,2 

1 800,00 

1 332,40 

74,0 

34,4 

1 832,40 

101,8 

34,4 

l 832,40 

101,8 

34,4 

1 900,00 

1 397,10 

73,5 

35,3 

1 883,10 

99,1 

49,3 

1 883,10 

99,1 

49,3 

2 000,00 

1 462,70 

73,1 

34,4 

1 921,70 

96,1 

61,4 

l 921,70 

96,1 

61,4 

2 100,00 

1 528,50 

72,8 

34,2 

1 961,50 

93,4 

60,2 

l 961,50 

93,4 

60,2 

2 200,00 

1 596,90 

72,6 

31,6 

2 002,90 

91,0 

58,6 

2 002,90 

91,0 

58,6 

2 300,00 

1 664,10 

72,4 

32,8 

2 044,10 

88,9 

58,8 

2 044,10 

88,9 

58,8 

2 400,00 

1 731,20 

72,1 

32,9 

2 086,20 

86,9 

57,9 

2 086,20 

86,9 

57,9 

2 500,00 

1 797,30 

71,9 

33,9 

2 125,30 

85,0 

60,9 

2 131,30 

85,3 

54,9 

2 600,00 

1 864,60 

71,7 

32,7 

2 167,60 

83,4 

57,7 

2 179,60 

83,8 

51,7 

2 700,00 

1 931,70 

71,5 

32,9 

2 208,70 

81,8 

58,9 

2 225,60 

82,4 

54,0 

2 800,00 

1 999,00 

71,4 

32,7 

2 251,00 

80,4 

57,7 

2 273,70 

81,2 

51,9 

2 900,00 

2 075,00 

71,6 

24,0 

2 301,00 

79,3 

50,0 

2 331,00 

80,4 

42,7 

3 000,00 

2 152,30 

71,7 

22,7 

2 354,30 

78,5 

46,7 

2 390,20 

79,7 

40,8 

3 100,00 

2 229,40 

71,9 

22,9 

2 406,40 

77,6 

47,9 

2 448,40 

79,0 

41,8 

3 200,00 

2 306,70 

72,1 

22,7 

2 454,70 

76,7 

51,7 

2 502,60 

78,2 

45,8 

3 300,00 

2 376,90 

72,0 

29,8 

2 494,90 

75,6 

59,8 

2 557,10 

77,5 

45,5 

3 400,00 

2 445,90 

71,9 

31,0 

2 532,90 

74,5 

62,0 

2 610,40 

76,8 

46,7 

3 500,00 

2 513,00 

71,8 

32,9 

2 570,00 

73,4 

62,9 

2 684,80 

76,1 

45,6 

3 600,00 

2 581,00 

71,7 

32,0 

2 608,00 

72,4 

62,0 

2 717,30 

75,5 

47,5 

3 700,00 

2 646,80 

71,5 

34,2 

2 646,80 

71,5 

61,2 

2 766,70 

74,8 

50,6 

3 800,00 

2 712,10 

71,4 

34,7 

2 712,10 

71,4 

34,7 

2 833,80 

74,6 

32,9 

3 900,00 

2 778,70 

71,2 

33,4 

2 778,70 

71,2 

33,4 

2 902,40 

74,4 

31,4 

4 000,00 

2 842,90 

71,1 

35,8 

2 842,90 

71,1 

35,8 

2 968,50 

74,2 

33,9 

4 100,00 

2 908,60 

70,9 

34,3 

2 908,60 

70,9 

34,3 

3 035,90 

74,0 

32,6 

4 200,00 

2 973,70 

70,8 

34,9 

2 973,70 

70,8 


3 102,90 

73,9 

33,0 

4 300,00 

3 036,30 

70,6 

37,4 

3 036,30 

70,6 

37,4 

3 167,50 

73,7 

35,4 

4 400,00 

3 100,40 

70,5 

35,9 

3 100,40 

70,5 

35,9 

3 233,40 

73,5 

34,1 

4 500,00 

3 162,30 

70,3 

38,1 

3 162,30 

70,3 

38,1 

3 296,90 

73,3 

36,5 

4 600,00 

3 227,80 

70,2 

34,5 

3 227,80 

70,2 

34,5 

3 361,90 

73,1 

35,0 

4 700,00 

3 288,60 

70,0 

39,2 

3 288,60 

70,0 

39,2 

3 426,50 

72,9 

35,4 

4 800,00 

3 351,10 

69,8 

37,5 

3 351,10 

69,8 

37,5 

3 490,50 

72,7 

36,0 

4 900,00 

3 413,20 

69,7 

37,9 

3 413,20 

69,7 

37,9 

3 552,10 

72,5 

38,4 

5 000,00 

3 472,90 

69,5 

40,3 

3 472,90 

69,5 

40,3 

3 615,40 

72,3 

36,7 
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Drucksache 7/3438 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 2 


Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BAföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag (EStRG) 

— Familie B: Verheirateter Alleinverdiener, 2 Kinder — 


Brutto- 
monats- 
lohn 
in DM 

Nettomonatslohn 
nach Abzug von 
Steuern u. Soz. -Ver- 
sicherungsbeiträgen 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 2) 

Nettomonatslohn 
Spalte 2 u. BAföG 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 5) 

Nettomonatslohn 
nach Spalte 5 und 
Steuerentlastung 
aus Ausbildungs- 
freibetrag 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 8) 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

1 

2 

3 

4 


5 

6 

7 

8 

9 

la 

500,00 

424,50 

84,9 

15,2 

1 

124,50 

224,9 

15,2 

1 124,50 

274,9 

15,2 

600,00 

509,40 

84,9 

15,1 

1 

209,40 

201,6 

15,1 

1 209,40 

201,6 

15,1 

700,00 

594,30 

84,9 

15,1 

1 

294,30 

184,9 

15,1 

1 294,30 

184,9 

15,1 

800,00 

676,00 

84,5 

18,3 

1 

376,00 

172,0 

18,3 

1 376,00 

172,0 

18,3 

900,00 

742,20 

82,5 

33,8 

1 

442,20 

160,2 

33,8 

1 442,20 

160,2 

33,8 

1 000,00 

809,50 

81,0 

32,7 

1 

509,50 

151,0 

32,7 

1 509,50 

151,0 

32,7 

1 100,00 

875,70 

79,6 

33,8 

1 

575,70 

143,2 

33,8 

1 575,70 

143,2 

33,8 

1 200,00 

943,00 

78,6 

32,7 

1 

643,00 

136,9 

32,7 

1 643,00 

136,9 

32,7 

1 300,00 

1 010,20 

77,7 

32,8 

1 

710,20 

131,6 

32,8 

1 710,20 

131,6 

32,8 

1 400,00 

1 076,50 

76,9 

33,7 

1 

776,50 

126,9 

33,7 

1 776,50 

126,9 

33,7 

1 500,00 

1 142,90 

76,2 

33,6 

1 

842,90 

122,9 

33,6 

1 842,90 

122,9 

33,6 

1 600,00 

1 207,30 

75,5 

35,6 

1 

907,30 

119,2 

35,6 

1 907,30 

119,2 

35,6 

1 700,00 

1 273,10 

74,9 

34,2 

1 

973,10 

116,1 

34,2 

1 973,10 

116,1 

34,2 

1 800,00 

1 338,70 

74,4 

34,4 

2 

038,70 

113,3 

34,4 

2 038,70 

113,3 

34,4 

1 900,00 

1 403,50 

73,9 

35,2 

2 

103,50 

110,7 

35,2 

2 103,50 

110,7 

35,2 

2 000,00 

1 469,00 

73,5 

34,5 

2 

148,00 

107,4 

55,5 

2 148,00 

107,4 

55,5 

2 100,00 

1 534,80 

73,1 

34,2 

2 

188,80 

104,2 

59,2 

2 188,80 

104,2 

59,2 

2 200,00 

1 603,20 

72,9 

31,6 

2 

233,20 

101,5 

55,6 

2 233,20 

101,5 

55,6 

2 300,00 

1 672,80 

72,7 

30,4 

2 

278,80 

99,1 

54,4 

2 278,80 

99,1 

54,4 

2 400,00 

1 741,30 

72,6 

31,5 

2 

323,30 

96,8 

55,5 

2 323,30 

96,8 

55,5 

2 500,00 

1 809,50 

72,4 

31,8 

2 

367,50 

94,7 

55,8 

2 367,50 

94,7 

55,8 

2 600,00 ^ 

1 876,90 

72,2 

32,6 

2 

410,90 

92,7 

56,6 

2 410,90 

92,7 

56,6 

2 700,00 : 

1 944,00 

72,0 

32,9 

2 

455,00 

90,9 

55,9 

2 455,00 

90,9 

55,9 

2 800,00 1 

2011,30 

71,8 

32,7 

2 

498,30 

89,2 

56,7 

2 498,30 

89,2 

56,7 

2 900,00 

2 087,30 

72,0 

24,0 

2 

551,30 

88,0 

47,0 

2 551,30 

88,0 

47,0 

3 000,00 

2 164,50 

72,2 

22,8 

2 

605,50 

86,9 

45,8 

2 605,50 

86,9 

45,8 

3 100,00 

2 241,70 

72,3 

22,8 

2 

659,70 

85,8 

45,8 

2 659,70 

85,8 

45,8 

3 200,00 

2 319,00 

72,5 

22,7 

2 

710,00 

84,7 

49,7 

2711,10 

84,7 

48,6 

3 300,00 

2 391,50 

72,5 

27,5 

2 

754,50 

83,5 

55,5 

2 761,50 

83,7 

49,6 

3 400,00 

2 459,30 

72,3 

32,2 

2 

777,30 

81,7 

77,2 

2 789,30 

82,0 

72,2 

3 500,00 

2 526,30 

72,2 

33,0 

2 

830,30 

80,9 

47,0 

2 845,90 

81,3 

43,4 

3 600,00 

2 592,80 

72,0 

33,5 

2 

871,80 

79,8 

58,5 

2 896,40 

80,5 

49,5 

3 700,00 

2 660,40 

71,9 

32,4 

2 

911,40 

78,7 

60,4 

2 945,50 

79,6 

50,9 

3 800,00 

2 725,80 

71,7 

34,6 

2 

949,80 

77,6 

61,6 

2 995,30 

78,8 

50,2 

3 900,00 

2 792,50 

71,6 

33,3 

2 

989,50 

76,7 

60,3 

3 042,90 

78,0 

52,4 

4 000,00 

2 856,80 

71,4 

35,7 

3 

026,80 

75,7 

62,7 

3 092,00 

77,3 

50,9 

4 100,00 

2 922,50 

71,3 

34,3 

3 

066,50 

74,8 

60,3 

3 142,00 

76,6 

50,0 

4 200,00 

2 985,80 

71,1 

36,7 

3 

102,80 

73,9 

63,7 

3 190,70 

76,0 

51,3 

4 300,00 

3 050,60 

70,9 

35,2 

3 

141,60 

73,1 

61,2 

3 238,30 

75,3 

52,4 

4 400,00 

3 112,80 

70,7 

37,8 

3 

177,80 

72,2 

63,8 

3 287,50 

74,7 

50,8 

4 500,00 

3 176,80 

70,6 

36,0 

3 

215,80 

71,5 

62,0 

3 334,50 

74,1 

53,0 

4 600,00 

3 240,20 

70,4 

36,6 

3 

240,20 

70,4 

75,6 

3 375,90 

73,4 

58,6 

4700,00 

3 303,20 

70,3 

37,0 

3 

303,20 

70,3 

37,0 

3 440,70 

73,2 

35,2 

4 800,00 

3 363,60 

70,1 

39,6 

3 

363,60 

70,1 

39,6 

3 502,80 

73,0 

37,9 

4 900,00 

3 425,80 

69,9 

37,8 

3 

425,80 

69,9 

37,8 

3 566,60 

72,8 

36,2 

5 000,00 

3 487,70 

69,8 

38,1 

3 

487,70 

69,8 

38,1 

3 629,90 

72,6 

36,7 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3438 


Tabelle 3 


Die Marginalbelastuug je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BAföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag (EStRG) 

— Familie C: Verheirateter Doppelverdiener, 2 Kinder — 


Brutto- 
monats- 
lohn 
in DM 

Nettomonatslohn 
nach Abzug von 
Steuern u. Soz.-Ver- 
Sicherungsbeiträgen 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 2) 

Nettomonatslohn 
Spalte 2 u. BAföG 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 5) 

Nettomonatslohn 
nach Spalte 5 und 
Steuerentlastung 
aus Ausbildungs- 
freibetrag 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 8) 

in DM 

in V. H. 

zu 

Spalte 1 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

500,00 

424,50 

84,9 

15,2 

1 124,50 

224,9 

15,2 

1 124,50 

224,9 

15,2 

600,00 

509,40 

84,9 

15,1 

1 209,40 

201,6 

15,1 

1 209,40 

201,6 

15,1 

700,00 

594,30 

84,9 

15,1 

1 294,30 

184,9 

15,1 

1 294,30 

184,9 

15,1 

800,00 

679,20 

84,9 

15,1 

1 379,20 

172,4 

15,1 

1 379,20 

172,4 

15,1 

900,00 

763,20 

84,8 

16,0 

1 463,20 

162,6 

16,0 

1 463,20 

162,6 

16,0 

1 000,00 

830,30 

83,0 

32,9 

1 530,30 

153,0 

32,9 

1 530,30 

153,0 

32,9 

1 100,00 

896,60 

81,5 

33,7 

1 596,60 

145,1 

33,7 

1 596,60 

145,1 

33,7 

1 200,00 

963,80 

80,3 

32,8 

1 663,80 

138,7 

32,8 

1 663,80 

138,7 

32,8 

1 300,00 

1 031,20 

79,3 

32,6 

1 731,20 

133,2 

32,6 

1 731,20 

133,2 

32,6 

1 400,00 

1 097,50 

78,4 

33,7 

1 797,50 

128,4 

33,7 

1 797,50 

128,4 

33,7 

1 500,00 

1 164,70 

77,0 

32,8 

1 864,70 

124,3 

32,8 

1 864,70 

124,3 

32,8 

1 600,00 

1 231,30 

77,0 

33,4 

1 931,30 

120,7 

33,4 

1 931,80 

120,7 

33,4 

1 700,00 

1 295,80 

76,2 

35,5 

1 995,80 

117,4 

35,5 

1 995,80 

117,4 

35,5 

1 800,00 

1 361,70 

75,7 

34,1 

2 061,70 

114,5 

34,1 

2 061,70 

114,5 

34,1 

1 900,00 

1 426,10 

75,1 

35,6 

2 126,10 

111,9 

35,6 

2 126,10 

111,9 

35,6 

2 000,00 

1 491,80 

74,6 

34,3 

2 191,80 

109,6 

34,3 

2 191,80 

109,6 

34,3 

2 100,00 

1 557,40 

74,2 

34,4 

2 257,40 

107,5 

34,4 

2 257,40 

107,5 

34,4 

2 200,00 

1 622,10 

73,7 

35,3 

2 322,10 

105,6 

35,3 

2 322,10 

105,6 

35,3 

2 300,00 

1 687,70 

73,4 

34,4 

2 364,70 

102,8 

57,4 

2 364,70 

102,8 

57,4 

2 400,00 

1 752,30 

73,0 

35,4 

2 405,30 

100,2 

59,4 

2 405,30 

100,2 

59,4 

2 500,00 

1 814,40 

72,6 

37,9 

2 443,40 

97,7 

61,9 

2 443,40 

97,7 

61,9 

2 600,00 

1 877,80 

72,2 

36,6 

2 483,80 

95,5 

59,6 

2 483,80 

95,5 

59,6 

2 700,00 

1 939,80 

71,8 

38,0 

2 521,80 

93,4 

62,0 

2 521,80 

93,4 

62,0 

2 800,00 

2 001,90 

71,5 

37,9 

2 559,90 

91,4 

61,9 

2 559,90 

91,4 

61,9 

2 900,00 

2 066,60 

71,3 

35,3 

2 601,60 

89,7 

58,3 

2 601,60 

89,7 

58,3 

3 000,00 

2 129,70 

71,0 

36,9 

2 640,70 

88,0 

60,9 

2 640,70 

88,0 

60,9 

3 100,00 

2 193,10 

70,7 

36,6 

2 680,10 

86,5 

60,6 

2 680,10 

86,5 

60,6 

3 200,00 

2 256,40 

70,5 

36,7 

2 715,40 

84,9 

64,7 

2 715,40 

84,9 

64,7 

3 300,00 

2 320,90 

70,3 

35,5 

2 751,90 

83,4 

63,5 

2 751,90 

83,4 

63,5 

3 400,00 

2 384,40 

70,1 

36,5 

2 785,40 

81,9 

66,5 

2 785,40 

81,9 

66,5 

3 500,00 

2 441,90 

69,8 

42,5 

2 814,90 

80,4 

70,5 

2 819,90 

80,6 

65,5 

3 600,00 

2 500,70 

69,5 

41,2 

2 844,70 

79,0 

70,2 

2 853,20 

79,3 

66,7 

3 700,00 

2 557,40 

69,1 

43,3 

2 865,40 

77,4 

79,3 ' 

2 879,30 

77,8 

73,9 

3 800,00 

2 613,40 

68,8 

44,0 

2 900,40 

76,3 

65,0 

2 921,60 

76,9 

57,7 

3 900,00 

2 669,00 

68,4 

44,4 

2 929,00 

75,1 

71,4 

2 961,40 

75,9 

60,2 

4 000,00 

2 726,10 

68,2 

42,9 

2 957,10 

73,9 

71,9 

2 998,80 

75,0 

62,6 

4 100,00 

2 782,70 

67,9 

43,4 

2 986,70 

72,8 

70,4 

3 038,00 

74,1 

60,8 

4 200,00 

2 833,00 

67,5 

49,7 

3 010,00 

71,7 

76,7 

3 073,30 

73,2 

64,7 

4 300,00 

2 884,80 

67,1 

48,2 

3 033,80 

70,6 

76,2 

3 107,60 

72,3 

65,7 

4 400,00 

2 934,10 

66,7 

50,7 

3 057,10 

69,5 

76,7 

3 141,40 

71,4 

66,2 

4 500,00 

2 984,80 

66,3 

49,3 

3 081,80 

68,5 

75,3 

3 176,90 

70,6 

64,5 

4 600,00 

3 035,00 

66,0 

49,8 

3 106,00 

67,5 

75,8 

3212,10 

69,8 

64,8 

4 700,00 

3 084,80 

65,6 

50,2 

3 130,80 

66,6 

75,2 

3 248,00 

69,1 

64,1 

4 800,00 

3 140,00 

65,4 

44,8 

3 160,00 

65,8 

70,8 

3 288,50 

68,5 

59,5 

4 900,00 

3 194,80 

65,2 

45,2 

3 194,80 

65,2 

65,2 

3 330,90 

68,0 

57,6 

5 000,00 

3 247,10 

64,9 

47,7 

3 247,10 

64,9 

47,7 

3 386,80 

67,7 

44,1 
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Drucksache 7/3438 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 4 


Die Marginalbelastung je 100 DM Mehreinkommen in Abhängigkeit 
von Steuern und Sozialabgaben sowie den Leistungen nach dem BAföG 
und dem Ausbildungsfreibetrag (EStRG) 

— Familie D: Verheirateter Alleinverdiener, 3 Kinder — 


Brutto- 
monats- 
lohn 
in DM 

Nettomonatslohn 
nach Abzug von 
Steuern u. Soz.-Ver- 
sidierungsbeiträgen 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 2) 

Nettomonatslohn 
Spalte 2 u. BAföG 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 5) 

Nettomonatslohn 
nach Spalte 5 und 
Steuerentlastung 
aus Ausbildungs- 
freibetrag 

Mar- 

ginalbe- 

lastung 

je 

100 DM 
Mehrein- 
kommen 
(Spalte 8) 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

in DM 

in V. H. 
zu 

Spalte 1 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


8 

9 

10 

500,00 

424,50 

84,9 

15,2 

1 124,50 

224,9 

15,2 

1 

124,50 

224,9 

15,2 

600,00 

509,40 

84,9 

15,1 

1 209,40 

201,6 

15,1 

1 

209,40 

201,6 

15,1 

700,00 

594,30 

84,9 

15,1 

1 294,30 

184,9 

15,1 

1 

294,30 

184,9 

15,1 

800,00 

676,00 

84,5 

18,3 

1 376,00 

172,0 

18,3 

1 

376,00 

172,0 

18,3 

900,00 

742,20 

82,5 

33,8 

1 442,20 

160,2 

33,8 

1 

442,20 

160,2 

33,8 

1 000,00 

809,50 

81,0 

32,7 

1 509,50 

151,0 

32,7 

1 

509,50 

151,0 

32,7 

1 100,00 

875,70 

79,6 

33,8 

1 575,70 

143,2 

33,8 

1 

575,70 

143,2 

33,8 

1 200,00 

943,00 

78,6 

32,7 

1 643,00 

136,9 

32,7 

1 

643,00 

136,9 

32,7 

1 300,00 

1 010,20 

77,7 

32,8 

1 710,20 

131,6 

32,8 

1 

710,20 

131,6 

32,8 

1 400,00 

1 076,50 

76.9 

33,7 

1 776,50 

126,9 

33,7 

1 

776,50 

126,9 

33,7 

1 500,00 

1 143,80 

76,3 

32,7 

1 843,80 

122,9 

32,7 

1 

843,80 

122,9 

32,7 

1 600,00 

1 209,90 

75,6 

33,9 

1 909,90 

119,4 

33,9 

1 

909,90 

119,4 

33,9 

1 700,00 

1 277,30 

75,1 

32,6 

1 977,30 

116,3 

32,6 

1 

977,30 

116,3 

32,6 

1 800,00 

1 344,50 

74,7 

32,8 

2 044,50 

113,6 

32,8 

2 

044,50 

113,6 

32,8 

1 900,00 

1 410,90 

74,3 

33,6 

2 110,90 

111,1 

33,6 

2 

110,90 

111,1 

33,6 

2 000,00 

1 478,00 

73,9 

32,9 

2 178,00 

108,9 

32,9 

2 

178,00 

108,9 

32,9 

2 100,00 

1 545,40 

73,6 

32,6 

2 245,40 

106,9 

32,6 

2 

245,40 

106,9 

32,6 

2 200,00 

1 614,00 

73,4 

31,4 

2 306,00 

104,8 

39,4 

2 

306,00 

104,8 

39,4 

2 300,00 

1 683,60 

73,2 

30,4 

2 355,60 

102,4 

50,4 

2 

355,60 

102,4 

50,4 

2 400,00 

1 752,00 

73,0 

31,6 

2 402,00 

100,1 

53,6 

2 

402,00 

100,1 

53,6 

2 500,00 

1 821,60 

72,9 

30,4 

2 449,60 

98,0 

52,4 

2 

449,60 

98,0 

52,4 

2 600,00 

1 892,40 

72,8 

29,2 

2 498,40 

96,1 

51,2 

2 

498,40 

96,1 

51,2 

2 700,00 

1 960,80 

72,6 

31,6 

2 544,80 

94,3 

53,6 

2 

544,80 

94,3 

53,6 

2 800,00 

2 028,10 

72,4 

32,7 

2 590,10 

92,5 

54,7 

2 

590,10 

92,5 

54,7 

2 900,00 

2 104,10 

72,6 

24,0 

2 646,10 

91,2 

44,0 

2 

646,10 

91,2 

44,0 

3 000,00 : 

2 181,40 

72,7 

22,7 

2 701,40 

90,0 

44,7 

2 

701,40 

90,0 

44,7 

3 100,00 1 

2 258,40 

72,9 

23,0 

2 758,40 

89,0 

43,0 

2 

758,40 

89,0 

43,0 

3 200,00 

2 335,80 

73,0 

22,6 

2 809,80 

87,8 

48,6 

2 

809,80 

87,8 

48,6 

3 300,00 

2 410,90 

73,1 

24,9 

2 858,90 

86,6 

50,9 

2 

858,90 

86,6 

50,9 

3 400,00 

2 478,60 

72,9 

32,3 

2 900,60 

85,3 

58,3 

2 

900,60 

85,3 

58,3 

3 500,00 

2 545,90 

72,7 

32,7 

2 943,90 

84,1 

56,7 

2 

943,90 

84,1 

56,7 

3 600,00 

2 612,40 

72,6 

33,5 

2 984,40 

82,9 

59,5 

2 

989,80 

83,1 

54,1 

3 700,00 

2 678,50 

72,4 

33,9 

3 024,50 

81,7 

59,9 

3 

033,40 

82,0 

56,4 

3 800,00 

2 744,00 

72,2 

34,5 

3 055,00 

80,4 

69,5 

3 

069,40 

80,8 

64,0 

3 900,00 

2 808,90 

72,0 

35,1 

3 106,90 

79,7 

48,1 

3 

125,40 

80,1 

44,0 

4 000,00 

2 873,30 

71.8 

35,6 

3 145,30 

78,6 

61,6 

3 

173,40 

79,3 

52,0 

4 100,00 

2 939,00 

71,7 

34,3 

3 187,00 

77,7 

58,3 

3 

223,00 

78,6 

50,4 

4 200,00 

3 002,40 

71,5 

36,6 

3 226,40 

76,8 

60,6 

3 

273,70 

77,9 

49,3 

4 300,00 

3 067,10 

71,3 

35,3 

3 267,10 

76,0 

59,3 

3 

323,70 

77,3 

50,0 

4 400,00 

3 129,50 

71,1 

37,6 

3 305,50 

75,1 

61,6 

3 

372,60 

76,7 

51,1 

4 500,00 

3 193,60 

71,0 

35,9 

3 345,60 

74,3 

59,9 

3 

421,20 

76,0 

51,4 

4 600,00 

3 257,00 

70,8 

36,6 

3 385,00 

73,6 

60,6 

3 

471,60 

75,5 

49,6 

4 700,00 

3 320,20 

70,6 

36,8 

3 425,20 

72,9 

59,8 

3 

520,60 

74,9 

51,0 

4 800,00 

3 380,80 

70,4 

39.4 

3 461,80 

72,1 

63,4 

3 

568,60 

74,3 

52,0 

4 900,00 

3 443,00 

70,3 

37,8 

3 502,00 

71,5 

59,8 

3 

618,10 

73,8 

50,5 

5 000,00 

3 504,90 

70.1 

38,1 

3 540,90 

70,8 

61,1 

3 

666,40 

73,3 

51,7 
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Tabelle 5 


Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem Kindergeldgesetz 

und dem BAföG 

— Familie A: Verheirateter Alleinverdiener, 1 Kind — 


Nettoeinkommen {Sp.2), Kindergeld 
BAföG und Ausbildungsfreibetrag 
- DH/Nonat - i in v.H. 
zu Spalte 1 


5 




7A2.20 


809.50 


87A.90 


9A0.70 


1.006.30 


1.070.80 


1.136.60 


1 . 201.00 


1.332.A0 


1.397.10 


1.462.70 


1.528.50 


1.596.90 


1.664.10 


1.731.20 


1,797.30 


1,864.60 


1.931.70 


1,999.00 


2.075.00 



474,50 

974,50 

559.40 

1.059.40 

644.30 

1.1‘i''.30 

726.00 

1.226.00 

792.20 

1.292.20 

859.50 

1.359.50 

924.90 

1.424.90 

990.70 

1.490.70 

1.056.30 

1.556.30 

1.120.80 

1.620.80 

1.186.60 

1.686.60 

1 IIIIIIIII^SBlIßSIiilll^^ 

1.751.00 

1.316.30 

1.816.80 

1.382.40 

1.882.40 

1.447.10 

1.933.10 

1.512.70 

1.971.70 

1.578.50 

2.011.50 

1.646.90 

2.052.90 

1.714.10 

2.094.10 

1.781.20 

2.136.20 

1.847.30 

2.175.30 

1.914.60 

2.217.60 

1.981.70 

2.258.70 

2.049.00 

2.301.00 

2.125.00 

2.351.00 

2.202.30 

2.404.30 


3.351.10 


3.413.20 


3.472,90 


2.279.40 


2.356.70 


2.426.90 


2.495.90 


2.563^00 


2.631.00 


2.696.30' 


2.762.10 


2.828.70 


2.892.90 


2.958.60 


3.023.70 


3.086.30 


3.150,40 


3.216.30 


3.277.80 


•3.333.60 


3.401.10 


3.463.20 


3.522,90 



2.696.80 


2.762.10 


2.828.70 


2.892.90 


2.958.60 


3.023J^D 


3.086.30 


3.150.40 


3.216.30 


3.277.80 


3.338.60 


3.401.10 


3.463.20 


3.522,90 


1.226.00 


1.292.20 


1.359.50 


1.424.90 


1.490.70 


1.556.30 


1.620.80 


1.686.60 


1.751.00 


1.816,80 


1.882.40 


1.933^10 


1.971.70 


2.011.50 


2.052.90 


2.094.10 


2.136.20 


2.181.30 


2,229.60 


2.275.60 


2.323.70 


2.381.00 


2.440.20 


2.498.40 


2.552.30 


2,607.10 


2.660.40 


2.714.80 


2,767.30 


2.816.70 


2,883.80 


2.952^40 


3.018.50 


3.085.90 


3.152.90 


3.217.50 


3.283.40 


3,346^90 


3.411.90 


3.476,50 


3.540.50 


3.602.10 


3.665,40 
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Tabelle 6 


Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem Kindergeldgesetz 

und dem BAföG 


— Familie B: Verheiratete Alleinverdiener, 2 Kinder 
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Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem Kindergeldgesetz 

und dem BAföG 


Tabelle 7 


— Familie C: Verheiratete Doppelverdiener, 2 Kinder — 


Brutioeinkoaaen 
- DH/Monat - 
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Tabelle 8 


Entwicklung von Einkommen und Leistungen nach dem Kindergeldgesetz 

und dem BAföG 


— Familie D: Verheirateter Alleinverdiener, 3 Kinder — 


Nsttoeinkomen (Sp.2) Kindergeld, 
BAföG und Ausbildungsfrei betrag 
-OH/Honat - i in v. H. 

I zu Spalte 1 


6 
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C. Vorschläge, wie soziale Härten (z. B. Regelungen für Empfänger von Waisengeld und Waisen- 
rente, Alleinstehende mit unterhaltspflichtigen Kindern, Schwerbehinderte) durch die weitere 
Gesetzgebung gemildert werden können 


1 

Auszubildende, die sich als 

— Empfänger von Waisengeld und Waisenrente, 

— Kinder von geschiedenen oder dauernd getrennt 
lebenden Eltern, 

— nichteheliche Kinder 

in einer nach dem Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz (BAföG) förderungsfähigen Ausbildung be- 
finden, sind insoweit in einer anderen Lage, als sie 
in einer unvollständigen Familie mit ihren beson- 
deren wirtschaftlichen Problemen leben. In einer 
anderen Lage als die übrigen Auszubildenden befin- 
den sich auch diejenigen, die als 

— Schwerbehinderte einen besonderen behinde- 
rungsbedingten Lebens- und Ausbildungsauf- 
wand treffen müssen. 

Es wird zu prüfen sein, ob die genannten Gruppen 
von Auszubildenden sich in einer Härtesituation be- 
finden, der im Rahmen des BAföG begegnet werden 
und wie dies gegebenenfalls durch die weitere Ge- 
setzgebung geschehen kann. 

Von der Anlage des BAföG her kann einem Härte- 
fall auf zwei Wegen Rechnung getragen werden, 
nämlich 

. a) durch Freistellung zusätzlicher Einkommens- 
beträge von der Anrechnung, 

b) durch Anerkennung eines zusätzlichen Bedarfs. 

Dabei ist von folgender Rechtslage auszugehen: 

Nach § 11 BAföG wird Ausbildungsförderung für 
den Lebensunterhalt und die Ausbildung geleistet 
(Bedarf). Auf den Bedarf sind nach Maßgabe dieses 
Gesetzes Einkommen und Vermögen des Auszubil- 
denden, seines Ehegatten und seiner Eltern in die- 
ser Reihenfolge anzurechnen. 

2 Empfänger von Waisengeld und Waisenrente 

2.1 

Waisenrenten und Waisengelder, die der antrag- 
stellende Auszubildende bezieht, gelten nach § 21 
Abs. 3 Nr. 1 BAföG in der Fassung des 2. Gesetzes 
zur Änderung des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes (2. BAföGÄndG) vom 31. Juli 1974 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1649) in Höhe der tatsächlich ge- 
leisteten Beträge als Einkommen. Bei beiden Lei- 
stungen steht der Anspruch nach dem Aufbau der 
hier in Betracht kommenden Sozialleistungsbe- 
reiche der Waise selbst, nicht dem hinterbliebenen 
Elternteil zu. Die besondere Lage der Empfänger 


von Halbwaisenrente und Halbwaisengeld ist da- 
durch gekennzeichnet, daß sich das Einkommen 
der Familie durch den Tod des Ernährers erheblich 
vermindert hat. 

2.2 

Die Leistungen an die Hinterbliebenen stellen sich 
wie folgt dar: 

Die Witwe erhält aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung in der Regel eine Witwenrente in Höh^i 
von ®/io einer Versichertenrente wegen Erwerbs- 
unfähigkeit. 

Nach dem Rentenanpassungsbericht 1975 (Druck- 
sache 7/2721) betrug die durchschnittliche Höhe der 


Witwenrenten im 
Juli 1974 

in der Arbeiterrentenversicherung . . . 391, — DM 

in -der Angestelltenversicherung 566,30 DM 

im Dezember 1973 

in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung 557,90 DM. 


Die Waisenrente beträgt bei Halbwaisen ^/lo, bei 
Vollwaisen ^/lo der Versichertenrente wegen Er- 
werbsunfähigkeit. Sie erhöht sich um den Kinderzu- 
schuß, der jährlich Vio der für die Berechnung der 
Rente maßgebenden allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage beträgt. 

Danach beträgt der Kinderzuschuß 1975 

für die Bestandsrenten bis zum 30. Juni 1975 

— in der Arbeiterrenten-ZAngestell- 

tenversicherung 124, — DM 

— in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung 125,30 DM, 

für die 1975 neu zugehenden Renten 
und ab 1. Juli 1975 für die Bestands- 
renten 

— in der Arbeiterrenten-ZAngestell- 

tenversicherung 137,70 DM 

— in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung 139,20 DM. 

Die durchschnittliche Höhe der Waisenrenten betrug 
im Juli 1974 

in der Arbeiterrentenversicherung 

für Halbwaisen 174, — DM 

für Vollwaisen 227,90 DM, 

in der Angestelltenversicherung 

für Halbwaisen 190,70 DM 

für Vollwaisen 260,90 DM, 
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im Dezember 1973 

in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung 

für Halbwaisen 172,20 DM 

für Vollwaisen 222,10 DM. 

Die Versorgungsbezüge der Hinterbliebenen im öf- 
fentlichen Dienst betragen für die Witwe 60 v. H., 
für die Halbwaise 12 v. H. und für die Vollwaise 
20 V. H. des Ruhegehalts, das der Verstorbene er- 
halten hat oder hätte erhalten können, wenn er am 
Todestag in den Ruhestand getreten wäre. 

Die durchschnittliche Höhe der Witwen- und Wai- 
sengelder nach dem Versorgungsrecht des öffent- 
lichen Dienstes ist nicht festgestellt. 

Der Mindestbetrag des Witwengeldes ist 581,56 DM, 
der des Waisengeldes für Halbwaisen 109,32 DM, 
für Vollwaisen 182,19 DM. 

Die hinterbliebenen Elternteile der Halbwaisen ha- 
ben Anspruch auf das Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz in Höhe von 50 DM für das erste, 
70 DM für das zweite und 120 DM monatlich für das 
dritte und jedes weitere Kind. 

Für Vollwaisen wird nur dann Kindergeld gezahlt, 
wenn Ersatzeltern in Gestalt von Großeltern, Pfle- 
geeltern oder Geschwistern vorhanden sind, in de- 
ren Haushalt die Vollwaisen aufgenommen sind oder 
von denen sie überwiegend unterhalten werden. 

Die Empfänger von Waisenrente nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz (BVG )können hier außer Be- 
tracht bleiben, da sie einen eigenen Anspruch auf 
Erziehungsbeihilfe nach § 27 BVG haben, der dem 
Anspruch auf Ausbildungsförderung nach § 65 Abs. 1 
Nr. 1 BAföG im Rang vorgeht. 

2.3 

Vom Einkommen eines alleinstehenden oder dau- 
ernd getrennt lebenden Elternteils bleiben nach § 25 
Abs. 1 Nr. 2 BAföG 640 DM monatlich und nach Ab- 
satz 3 Nr. 1 für jedes Kind, das in einer Ausbildung 
steht, die nach diesem Gesetz oder anderen Vor- 
schriften entsprechend gefördert werden kann, 
60 DM monatlich anrechnungsfrei. Darüber hinaus 
bleibt das diese Freibeträge übersteigende Einkom- 
men des Elternteils nach Absatz 4 zu 40 v. H. zu- 
züglich 5 V. H. für jedes Kind, für das ein Freibetrag 
nach Absatz 3 gewährt wird, anrechnungsfrei. 

Werden die Freibeträge vom Einkommen des Eltern- 
teils dem durchschnittlichen Einkommen aus Wit- 
wenrente gegenübergestellt, so zeigt sich, daß die 
für die Witwenrenten der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen errechneten Durchschnittsbeträge den 
dem Elternteil zustehenden Grundfreibetrag von 
640 DM nicht erreicht. Damit können häufig, sofern 
nicht sonstiges Einkommen hinzutritt, auch der Frei- 
betrag von 60 DM für die auszubildende Waise und 
der Zusatzfreibetrag von 40 v. H. zuzüglich 5 v. H, 
für jedes freibetragsberechtigende Kind nicht ge- 
nutzt werden. 


2.4 

Die Erkenntnis, daß der alleinstehende Elternteil 
mit der Witwenrente im allgemeinen nicht die ihm 
im BAföG zugestandenen Freibeträge ausschöpft und 
kaum einen Beitrag , zu den Aufwendungen für den 
Lebensunterhalt und die Ausbildung der in Ausbil- 
dung stehenden Kinder leisten kann, hat den Ge- 
setzgeber veranlaßt, durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Ersten Ausbildungsförderungsgeset- 
zes vom 9. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 177) 
einen Freibetrag von der Waisenrente und dem Wai- 
sengeld in Höhe von 70 DM einzuführen. Dieser 
Freibetrag wurde durch das Bundesausbildungsför- 
derungsgesetz vom 26. August 1971 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1409) auf 90 DM und durch das Gesetz zur 
Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
und des Arbeitsförderungsgesetzes vom 14. No- 
vember 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1637) auf 120 DM 
angehoben. 

2.5 

Der Waisenfreibetrag hat den Zweck, einen Aus- 
gleich dafür zu schaffen, daß sich in den meisten 
Fällen weder der Freibetrag von 60 DM, den der 
alleinstehende Elternteil für die in Ausbildung ste- 
hende Waise erhält, noch der Zusatzfreibetrag von 
5 V. H. des den Grundfreibetrag übersteigenden Ein- 
kommens des Elternteils auswirken kann. Er soll 
ferner den Mehrbedarf ausgleichen, der einer Waise 
häufig dadurch entsteht, daß persönliche Betreuungs- 
leistungen, die im allgemeinen von den Eltern ohne 
Entgelt erbracht werden, nach dem Tode der Eltern 
oder des Elternteils entfallen. 

Dieser Zweck wird von dem Waisenfreibetrag so- 
wohl dem Grunde als auch der Höhe nach erreicht. 
Es muß davon ausgegangen werden, daß die Wai- 
senrente aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen in jedem Fall höher ist als der Waisenfreibetrag. 
Bei dem Waisengeld aus beamtenrechtlicher Versor- 
gung kann angenommen werden, daß es im allge- 
meinen ebenfalls den Waisenfreibetrag übersteigt. 
Im Ergebnis verfügt also jeder Bezieher von Wai- 
senrente und Waisengeld zusammen mit dem För- 
derungsbetrag über Einnahmen, die um 120 DM 
höher liegen als der für ihn nach den §§ 12, 13, 14 
sowie der auf der Ermächtigung durch § 14 a beru- 
henden Verordnung über Zusatzleistungen in Härte- 
fällen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(Härte V) vom 15. Juli 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1449) errechnete Bedarf. 

Bei den Empfängern von Waisenrente der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen kommt hinzu, daß die 
alljährlichen Rentenanpassungsgesetze eine Bestim- 
mung enthalten, die sicherstellt, daß die Renten- 
erhöhungsbeträge vom 1. Juli bis 31. Dezember bei 
der Ermittlung anderen Einkommens unberücksich- 
tigt bleiben, wenn bei Sozialleistungen aufgrund 
eines Gesetzes oder anderer Vorschriften die Ge- 
währung oder die Höhe der Leistungen von anderem 
Einkommen abhängig ist, längstens jedoch bis zu 
dem Zeitpunkt, zu dem die Sozialleistungen in dem 
angegebenen Zeitraum allgemein wegen der wirt- 
schaftlichen Entwicklung angepaßt oder neu festge- 
stellt werden. Diese Bestimmung findet u. a. auch 
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Anwendung bei der Anrechnung des Einkommens 
der in Ausbildung stehenden Waise. 

Erstmals im Jahre 1974 wurden die Rentenerhö- 
hungsbeträge vom 1. August bzw. 1. Oktober an be- 
rücksichtigt, weil von diesem Zeitpunkt an die Aus- 
bildungsförderung allgemein durch das 2. BAföG- 
ÄndG an die wirtschaftliche Entwicklung angepaßt 
wurde. 

2.6 

Weiterhin ist darauf hinzuweisen, daß vom Ein- 
kommen der auszubildenden Waise, das nicht Wai- 
senrente und/oder Waisengeld ist (z. B. das Ein- 
kommen eines Auszubildenden aus nichtselbständi- 
ger Arbeit), neben dem Waisenfreibetrag je nach 
Art der besuchten Ausbildungsstätte Beträge von 
100, 150 oder 200 DM. monatlich anrechnungsfrei 
bleiben. Insgesamt können also die Einkommens- 
freibeträge einer Waise — ohne die nach den Ren- 
tenanpassungsgesetzen in bestimmten Monaten des 
Jahres freigestellten Rentenerhöhungsbeträge — 
monatlich 220 bis 320 DM erreichen. 

2.7 

Werden bei einer Beurteilung der wirtschaftlichen 
Lage eines in förderungsfähiger Ausbildung stehen- 
den Empfängers von Waisenrente oder Waisengeld 
alle hier dargestellten Umstände in den Blick ge- 
nommen, so ergibt sich, daß — bezogen auf die 
Waise — von einer sozialen Härte nicht gespro- 
chen werden kann. Dies gilt um so mehr, wenn 
bedacht wird, daß die Waisenbezüge, die einen Er- 
satz des elterlichen Unterhalts darstellen, mit einem 
Freibetrag begünstigt werden, während der nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes errechnete Unter- 
halt der lebenden Eltern voll anzurechnen ist. 

2.8 

Der oft vorgebrachte Hinweis trifft sicher zu, daß 
nach dem Tod des Versicherten oder Versorgungs- 
berechtigten das Einkommen der Hinterbliebenen 
stark absinkt, weil die Hinterbliebenenbezüge nur 
einen Teil der Leistungen umfassen, die der Ver- 
storbene als Rentner oder Versorgungsempfänger 
zuletzt bezog oder bezogen hätte, wenn er noch 
lebte. Ein solches Absinken des Einkommens wird 
naturgemäß als besonders schwerwiegend empfun- 
den in den Fällen, in denen das Kind in einer för- 
derungsfähigen Ausbildung steht. Abgesehen von 
der seelischen Belastung sind jedoch die materiell- 
rechtlichen Folgen für die Hinterbliebenen die glei- 
chen wie in den Fällen, in denen der Versicherungs- 
oder Versorgungsfall bereits vor dem Beginn der 
förderungsfähigen Ausbildung eingetreten ist. Wie 
bereits in Tz. 2.3 ausgeführt, erreicht die Witwen- 
rente vielfach nicht den Grundfreibetrag nach § 25 
Abs. 1 Nr. 2 in Höhe von 640 DM; damit können 
auch alle weiteren daran anschließenden Freibeträ- 
ge für den Auszubildenden in Höhe von 60 DM und 
der Zusatzfreibetrag in Höhe von 40 v. H. des den 
Grundfreibetrag übersteigenden Einkommens zu- 
züglich 5 V. H. für jedes Kind nicht in Anspruch 
genommen werden. Der Vorschlag, diesem Mangel 


dadurch zu begegnen, daß die Witwen- und Waisen- 
bezüge zu einem Familieneinkommen zusammenge- 
faßt und davon die im Gesetz vorgesehenen Frei- 
beträge abgezogen werden, würde zwar vielfach zu 
höheren Förderungsleistungen führen. Diese Aus- 
wirkung käme aber dadurch zustande, daß die 
Waisenbezüge des Auszubildenden mindestens teil- 
weise dazu verwendet würden, die Lücke auszufül- 
len, die als Unterschiedsbetrag zwischen den Wit- 
wenbezügen und dem der Witwe zustehenden Ge- 
samtfreibetrag besteht. Die dadurch entsprechend 
geminderten Waisenbezüge müßten dann durch zu- 
sätzliche Förderungsmittel nach dem BAföG ausge- 
glichen werden. Im Ergebnis würden also die Ver- 
sicherungs- und Versorgungsleistungen für die Wit- 
wen durch die Ausbildungsförderungsbeträge auf- 
gestockt werden. Dafür aber sind diese Mittel nicht 
bestimmt. Die Auswirkungen eines solchen Berech- 
nungsverfahrens würden in derselben Richtung noch 
verstärkt, wenn die Waisenrenten von mehreren 
Auszubildenden dazu dienten, den Betrag auszuglei- 
chen, um den die Witwenrente der Mutter niedriger 
ist als der ihr zustehende Freibetrag. Dagegen be- 
stehen schwerwiegende rechtliche Bedenken, da auf 
diese Weise Einkommen der Kinder als zum Unter- 
halt der Mutter und ggf. auch der Geschwister aus- 
gewiesen würde, obwohl die Kinder bei der Höhe 
ihres Einkommens nicht unterhaltsfähig und damit 
auch nicht unterhaltspflichtig sind. In der Konse- 
quenz dieser Regelung läge es auch, der Mutter den 
Zugriff auf die Waisenrente rechtlich zu ermöglichen. 

Es bleibt außerdem die Frage offen, wie das Ein- 
kommen verdienender Geschwister der auszubil- 
denden Waise zu behandeln ist. Wird das Einkom- 
men den Witwen- und Waisenrenten hinzugerech- 
net und übersteigt das so gebildete Familienein- 
kommen den der Familie zustehenden Gesamtfrei- 
betrag, so würden Teile des Einkommens des ver- 
dienenden Geschwisters zur Deckung des Ausbil- 
dungsbedarf des in Ausbildung stehenden Geschwi- 
sters verwendet, obwohl zwischen den Geschwistern 
keine Unterhaltspflicht besteht. Aber selbst wenn 
diese Anrechnung unterbliebe, stellt sich die Frage, 
ob nicht das wegen der Höhe seines Einkommens 
unterhaltspflichtige Geschwister in erster Linie den 
fehlenden Unterhaltsbedarf der Mutter zu decken 
hätte, bevor die Waisenrente der noch in Ausbil- 
dung stehenden nicht unterhaltspflichtigen Geschwi- 
ster zur diesem Zweck verwendet wird. 

Damit wird deutlich, daß die Bildung eines Familien- 
einkommens nicht nur auf versicherungs- und ver- 
sorgungsrechtliche Bedenken stößt, sondern auch 
das Berechnungsverfahren nach dem BAföG außer- 
ordentlich erschwerte. 

3 Alleinstehende mit unterhaltspflichtigen Kindern 

3.1 Kinder von geschiedenen oder dauernd getrennt 
lebenden Eltern 

Bei Auszubildenden, deren Eltern geschieden sind 
oder dauernd getrennt leben, wird grundsätzlich in 
gleicher Weise verfahren wie bei Auszubildenden, 
deren Eltern verheiratet sind und Zusammenleben, 
da die tatsächliche oder rechtliche Trennung des 
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Ehebandes der Eltern deren Unterhaltspflichten ge- 
genüber den gemeinsamen Kindern unberührt läßt. 
Eine gewisse Begünstigung ist jedoch darin zu se- 
hen, daß vom Einkommen jedes Elternteils 640 DM 
zuzüglich 60 DM für den Auszubildenden, zusammen 
also 1 400 DM anrechnungsfrei bleiben i), während 
der Grundfreibetrag im Falle des Zusammenlebens 
nur 1 180 DM betragen würde. Die von den Eltern- 
teilen für den Auszubildenden erbrachten Unter- 
haltsleistungen sind — im Gegensatz zu Waisen- 
rente und Waisengeld — nicht Einkommen des Aus- 
zubildenden, auch wenn sie in der Praxis vielfach 
in festen, durch Gerichtsbeschluß verfügten oder frei 
vereinbarten Beträgen ähnlich wie Renten geleistet 
werden. Diese in § 21 Abs. 3 Nr. 4 getroffene Re- 
gelung ist erforderlich, um zu vermeiden, daß der 
von dem Elternteil geleistete Betrag doppelt ange- 
rechnet wird, nämlich einmal als Einkommen des 
Auszubildenden und zum anderen als Einkommen 
des leistenden Etlernteils. 

Maßgeblich für die Berechnung des Forderungsbe- 
trages ist nur das Einkommen der Eltern, das nach 
§ 21 i. V. mit der Verordnung zur Bezeichnung der 
als Einkommen geltenden sonstigen Einnahmen 
nach § 21 Abs. 3 Nr. 4 Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz (EinkommensV) vom 21. August 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 2078) ermittelt und dessen an- 
rechenbarer Teil durch Abzug der Freibeträge nach 
§ 25 festgestellt wird. Der tatsächlich geleistete Un- 
terhaltsbetrag ist dabei ohne Bedeutung. Daraus 
folgt, daß eine UnteAaltsleistung eines Elternteils, 
soweit sie den nach diesem Gesetz als anrechenbar 
festgestellten Betrag übersteigt, nicht auf den Aus- 
bildungsbedarf angerechnet wird. Erreicht die Un- 
terhaltsleistung jedoch den errechneten Betrag nicht 
und ist die Ausbildung dadurch gefährdet, so wird 
der verweigerte Unterhaltsbeitrag durch die Vor- 
ausleistung nach § 36 ersetzt und der Unterhaltsan- 
spruch des Auszubildenden gegen den Elternteil 
nach § 37 auf das Land übergeleitet. 

3.2 

In derselben Weise wie bei geschiedenen oder 
dauernd getrennt lebenden Eltern wird auch bei 
den Eltern nichtehelicher Kinder verfahren, da be- 
züglich der Unterhaltspflicht der Eltern in den 
§§ 1615 b— h BGB keine abweichende Bestimmung 
getroffen ist. 

3.3 

Im Hinblick darauf, daß bei geschiedenen oder 
dauernd getrennt lebenden Elternteilen ebenso wie 
bei den Elternteilen nicht ehelicher Kinder, denen 
der Auszubildende rechtlich oder tatsächlich zuge- 
ordnet ist, die Unterhaltszahlungen formal renten- 
ähnlichen Charakter haben, könnte wie bei den 
Waisen auch hier der Gedanke der Bildung eines 
Familieneinkommens auftauchen. Aber auch in die- 
sen Fällen wäre häufig die Folge, daß der für den 
Auszubildenden bestimmte Unterhaltsbetrag des 


0 beide Elternteile haben Einkommen 


einen Elternteils zur Aufbesserung des Unterhalts 
des anderen Elternteils dient, dem der Auszubil- 
dende zugeordnet ist. Insoweit der Unterhaltsbetrag 
deswegen zur Deckung des Ausbildungsbedarfs 
nicht zur Verfügung stünde, müßte wiederum ein 
zusätzlicher Betrag aus öffentlichen Mitteln aufge- 
wendet werden, um die entstandene Finanzierungs- 
lücke auszufüllen. Dem Elternteil, bei dem der Aus- 
zubildende lebt, könnten so Unterhaltsleistungen 
des anderen Elternteils zufließen, obwohl eine Un- 
terhaltspflicht nicht besteht. Dies gilt insbesondere 
bei den Eltern von nichtehelichen Kindern. 

Auch der Gedanke, die Unterhaltsleistung des El- 
ternteils an den nichtehelichen oder von geschiede- 
nen oder dauernd getrennt lebenden Elternteilen 
stammenden Auszubildenden wie bei den Waisen 
als dessen Einkommen zu behandeln und darauf 
einen Freibetrag zu gewähren, kann nicht weiter 
verfolgt werden. Zwischen beiden Situationen be- 
steht insoweit ein wesentlicher und nicht aufheb- 
barer Unterschied, als Waisenrente und Waisengeld 
als Unterhaltsersatzleistung wegen ihrer Abhän- 
gigkeit von der abgeschlossenen Lebensleistung 
des Verstorbenen — von jährlichen Anpassungen 
abgesehen — nicht mehr verändert werden können, 
während es dem lebenden Elternteil möglich und 
zumutbar sein kann, seinen Unterhaltsbeitrag für 
den Auszubildenden zu erhöhen und auch persön- 
liche Betreuungsleistungen zu erbringen. Der Ge- 
setzgeber sollte sich nicht veranlaßt sehen, le- 
bende Elternteile durch staatliche Vorleistungen 
von der möglichen besseren Erfüllung von Unter- 
haltspflichten zu befreien. 

3.4 

Dabei wird nicht verkannt, daß in Wirklichkeit die 
nichtehelichen Kinder und die Kinder von geschie- 
denen oder getrennt lebenden Eltern von den El- 
ternteilen, bei denen sie nicht leben, in der Regel 
nicht die zusätzlichen Leistungen erhalten, mit de- 
nen andere Auszubildende, insbesondere die Teil- 
geförderten, häufig rechnen können. Sie sind inso- 
fern in derselben Lage wie die Waisen. Es besteht 
aber auch kein Unterschied zu den Auszubildenden, 
die Ausbildungsförderung in Höhe des vollen Be- 
darfs erhalten, denn deren Eltern sind ebenfalls 
wirtschaftlich nicht in der Lage, für den Auszubil- 
denden aus den ihnen zur Verfügung stehenden 
Mitteln zusätzliche Leistungen zu erbringen. 

Hier wird deutlich, daß die Lösung des aufgewor- 
fenen Problems im Rahmen des BAföG bei allen 
hier untersuchten Gruppen letztlich auf die gene- 
relle Gestaltung der Bedarfssätze zielt und somit 
nur einheitlich für alle Auszubildenden sein kann. 

4 Behinderte Auszubildende 
4.1 

Nach Tz 25.6.2.1 des Entwurfs der Verwaltungsvor- 
schriften zum Bundesausbildungsförderungsgesetz, 
nach denen im Einvernehmen mit den Ländern ver- 
fahren wird, sind Behinderte die in § 39 Abs. 1 des 
Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) bezeichneten Per- 
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sonen, das sind „Personen, die nicht nur vorüber- 
gehend körperlich, geistig oder seelisch wesentlich 
behindert sind". Nach § 39 Abs. 2 Satz 1 BSHG ste- 
hen den Behinderten die von einer Behinderung be- 
drohten Personen gleich. 

4.2 

Diese Härtesituation kann bei der Leistung von 
Ausbildungsförderung nach dem geltenden Recht 
berücksichtigt werden bei 

a) der Gewährung von zusätzlichen Freibeträgen 
der Eltern und des Ehegatten 

b) der Anerkennung eines zusätzlichen Bedarfs. 

Zu a): 

Nach § 25 Abs. 6 BAföG kann zur Vermeidung un- 
billiger Härten auf besonderen Antrag ein weiterer 
Teil des Einkommens der Eltern und des Ehegatten 
des Auszubildenden anrechnungsfrei bleiben. Hier- 
unter fallen insbesondere außergewöhnliche Bela- 
stungen nach den §§ 31, 33 a, 33 b des Einkommen- 
steuergesetzes (n. F.) sowie Aufwendungen für be- 
hinderte Personen, denen der Einkommensbezieher 
nach dem bürgerlichen Recht unterhaltspflichtig ist. 

Soweit in steuerrechtlichen Vorschriften Pauschbe- 
träge für die Abgeltung außergewöhnlicher Bela- 
stungen festgesetzt sind (z. B. § 33 b EStG für Kör- 
perbehinderte), ist hiervon bei der Festsetzung des 
Härtefreibetrages — auch der Höhe nach — auszu- 
gehen. Leistungen anderer Träger, die den Aus- 
gleich einer Härte bezwecken (z. B. Blindenhilfe nach 
§ 67 BSHG bzw. entsprechenden landesrechtlichen 
Vorschriften), sind zu berücksichtigen. Aufwendun- 
den, die die Pauschbeträge übersteigen, sind zu be- 
rücksichtigen, wenn sie nachgewiesen werden. 
Maßgeblich ist der Betrag vor Abzug der steuer- 
rechtlich zu berücksichtigenden zumutbaren Eigen- 
belastung (Tz 25.6.3 BAfÖGVwv-E). Außergewöhn- 
liche Aufwendungen werden jedoch nur berück- 
sichtigt, soweit sie bei dem Freibetrag für ein El- 
ternpaar (960 DM) den Betrag von 60 DM, für einen 
Elternteil (640 DM) den Betrag von 30 DM monat- 
lich übersteigen. Weitere Voraussetzung ist, daß 
die Zahlungen im Bewilligungszeitraum (nicht im 
Berechnungszeitraum = vorletztes Kalenderjahr 
vor dem Bewilligungszeitraum) erfolgen. Ein beson- 
derer Härtefreibetrag vom Einkommen des Auszu- 
bildenden ist nicht vorgesehen. Eine solche Regelung 
wäre nur sinnvoll, wenn davon ausgegangen werden 
könnte, daß alle Auszubildenden eigenes Einkom- 
men haben. Gerade das ist aber bei Behinderten 
nicht anzunehmen. 

Zu b): 

Der durch das Gesetz zur Änderung des BAföG und 
des AFG mit Wirkung vom 15. November 1973 in 
das BAföG eingefügte § 14 a enthält zwar eine Er- 
mächtigung für eine Rechtsverordnung mit dem 
Zweck, in Härtefällen über die pauschalen Bedarfs- 
sätze hinaus Zusatzleistungen zu ermöglichen, be- 
schränkte jedoch diese Zusatzleistungen auf Auf- 
wendungen, die mit der Ausbildung in unmittel- 


barem Zusammenhang stehen und zur Erreichung 
des Ausbildungszieles notwendig sind. Demzufolge 
bestimmt die auf der Grundlage dieser Ermächti- 
gung erlassene Verordnung über Zusatzleistungen 
in Härtefällen nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz (HärteV) vom 15. Juli 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1449) auch nur Leistungen für Schul- 
geld, Studiengebühren, Fahrkosten, Lern- und Ar- 
beitsmittel, Studienfahrten u. ä., nicht dagegen Lei- 
stungen, die wegen einer körperlichen Behinderung 
erforderlich sind. 

Dazu steht nicht im Widerspruch Tz 12.2.3 der 
Verwaltungsvorschriften, die im Zusammenhang 
mit der Prüfung der Frage, ob eine Ausbildungs- 
stätte von der Wohnung der Eltern aus erreichbar 
ist, bestimmt, daß eine Ausbildungsstätte nicht er- 
reichbar ist, wenn dem Auszubildenden der Weg 
aus einem in seiner Person liegenden Grund (z. B. 
Krankheit, Behinderung) nicht zuzumuten ist. In 
diesem FaU wird die Behinderung als Leistungs- 
grund nur für den höheren Bedarfssatz bei aus- 
wärtiger Unterbringung, nicht aber für besondere 
behinderungsbedingte Mehraufwendungen aner- 
kannt. 

In diesem Zusammenhang wird auch auf das Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 9. Oktober 
1973 — VC 15.73 — hingewiesen, in dem festge- 
stellt wird, daß der besondere Aufwand, der durch 
den Besuch eines blinden Schülers in einer auswär- 
tigen (Heim-)Schule für Blinde und Sehbehinderte 
entsteht, nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Ausbildung i. S. des § 10 Abs. 5 AföG = § 12 
Abs. 5 BAföG steht. 

4.3 

Sollen die besonderen Aufwendungen, die Auszu- 
bildenden durch ihre Behinderung entstehen, be- 
rücksichtigt werden, so kann dies nur auf eine 
Weise geschehen, die allen Behinderten unabhängig 
davon, ob sie eigenes Einkommen haben, in glei- 
cher Weise zugute kommt. Die Behinderung bedingt 
einen Mehrbedarf, der wegen der mannigfaltigen 
Arten von Behinderung naturgemäß sehr unter- 
schiedlich ist. Entsprechend differenziert müssen 
auch die Maßnahmen sein, die darauf abzielen, die- 
sen Mehrbedarf zu decken. Im Gegensatz zum Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz ist diesen beson- 
deren Erfordernissen in umfassender Weise im Bun- 
dessozialhilfegesetz (BSHG) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1688), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch vom 15. August 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1942) und in der dazu ergangenen Ein- 
gliederungshilfe-Verordnung in der Fassung vom 
1. Februar 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 434) Rechnung 
getragen. 

Nach dem § 39 Abs. 1 BSHG ist Personen, die nicht 
nur vorübergehend körperlich, geistig oder seelisch 
wesentlich behindert sind, Eingliederungshilfe zu 
gewähren. Den Behinderten stehen die von einer 
Behinderung Bedrohten gleich (§ 39 Abs. 2 Satz 1 
BSHG). 
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„Als nicht nur vorübergehend ist ein Zeitraum von 
mehr als sechs Monaten anzusehen" (§ 4 Eingliede- 
rungshilfe-Verordnung) . 

Die Prüfung der Frage, wie soziale Härten für Be- 
hinderte durch die weitere Gesetzgebung gemildert 
werden können, ist auf körperlich und seelisch Be- 
hinderte zu beschränken, da nicht davon ausgegan- 
gen werden kann, daß geistig Behinderte eine Aus- 
bildungsstätte besuchen, deren Besuch nach dem 
BAföG förderungsfähig ist. 

In den §§ 1 und 3 der Eingliederungshilfe-Verord- 
nung ist bestimmt, wer körperlich und seelisch we- 
sentlich Behinderter ist. 

§ 1 der Eingliederungshilfe-Verordnung lautet: 

„Körperlich wesentlich behindert im Sinne des § 39 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes sind Personen, bei denen 
infolge einer körperlichen Regelwidrigkeit die Fä- 
higkeit zur Eingliederung in die Gesellschaft in er- 
heblichem Umfange beeinträchtigt ist. Die Voraus- 
setzung des Satzes 1 ist erfüllt bei 

1. Personen, deren Bewegungsfähigkeit durch eine 
Beeinträchtigung des Stütz- oder Bewegungssy- 
stems in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 

2. Personen mit erheblichen Spaltbildungen des Ge- 
sichts oder des Rumpfes oder mit abstoßend wir- 
kenden Entstellungen vor allem des Gesichts, 

3. Personen, deren körperliches Leistungsvermö- 
gen infolge Erkrankung, Schädigung oder Fehl- 
funktion eines inneren Organs oder der Haut 
in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 

4. Blinden oder solchen Sehbehinderten, bei denen 
mit Gläserkorrektion ohne besondere optische 
Hilfsmittel 

a) auf dem besseren Auge oder beidäugig im 
Nahbereich bei einem Abstand von minde- 
stens 30 cm oder im Fernbereidi eine Seh- 
schärfe von nicht mehr als 0,3 besteht 

oder 

b) durch Buchstabe a nicht erfaßte Störungen 
der Sehfunktion von entsprechendem Schwe- 
regrad vorliegen, 

5. Personen, die gehörlos sind oder denen eine 
sprachliche Verständigung über das Gehör nur 
mit Hörhilfen möglich ist, 

6. Personen, die nicht sprechen können, Sehtauben 
und Hörstummen, Personen mit erheblichen 
Stimmstörungen sowie Personen, die stark 
stammeln, stark stottern oder deren Sprache 
stark unartikuliert ist." 

§ 3 der Eingliederungshilfe-Verordnung lautet: 

„Seelisch wesentlich behindert im Sinne des § 39 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes sind Personen, bei denen 
infolge seelischer Störungen die Fähigkeit zur Ein- 
gliederung an die Gesellschaft in erheblichem Um- 
fange beeinträchtigt ist. Seelische Störungen, die 
eine Behinderung im Sinne des Satzes 1 zur Folge 
haben können, sind 

1. körperlich nicht begründbare Psychosen, 


2. seelische Störungen als Folge von Krankheiten 
oder Verletzungen des Gehirns, von Anfallslei- 
den oder von anderen Krankheiten oder körper- 
lichen Beeinträchtigungen, 

3. Suchtkrankheiten, 

4. Neurosen und Persönlichkeitsstörungen." 

4.4 

„Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine dro- 
hende Behinderung zu verhüten oder eine vorhan- 
dene Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen 
oder zu mildern und den Behinderten in die Gesell- 
schaft einzugliedern" (§ 39 Abs. 3 Satz 1 BSHG). 

„Maßnahmen der Eingliederungshilfe sind vor al- 
lem 

1. ambulante oder stationäre Behandlung oder son- 
stige ärztliche oder ärztlich verordnete Maßnah- 
men zur Verhütung, Beseitigung oder Milderung 
der Behinderung, 

2. Versorgung mit Körperersatzstücken sowie mit 
orthopädischen oder anderen Hilfsmitteln, 

2a. . . . 

3. Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung, vor 
allem im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht 
und durch Hilfe zum Besuch weiterführender 
Schulen einschl. der Vorbereitung hierzu; die Be- 
stimmungen über die Ermöglichung der Schulbil- 
dung im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht 
bleiben unberührt. 

4. Hilfe zur Ausbildung für einen angemessenen 
Beruf oder für eine sonstige angemessene Tätig- 
keit, 

5. ... 

6 . ... 

6a. Hilfe bei der Beschaffung und Erhaltung einer 
Wohnung, die den besonderen Bedürfnissen des 
Behinderten entspricht, 

7. nachgehende Hilfe zur Sicherung der Wirksam- 
keit der ärztlichen oder ärztlich verordneten 
Maßnahmen und zur Sicherung der Eingliede- 
rung des Behinderten in das Arbeitsleben, 

8. Hilfe zur Teilnahme am Leben in der Gemein- 
schaft" (§ 40 Abs, 1 BSHG). 

Nähere Einzelheiten über die in Betracht kommen- 
den Maßnahmen sind in den §§ 6 bis 24 der Einglie- 
derungshilfe-Verordnung bestimmt. 

4.5 

Die Vielfältigkeit der im BSHG vorgesehenen ge- 
zielten Maßnahmen zur Deckung des besonderen 
Bedarfs von Schwerbehinderten setzt eine Verwal- 
tung voraus, die darauf eingerichtet ist, jederzeit 
rasch und ganz auf den Einzelfall abgestellt die je- 
weils erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Diese 
Voraussetzungen sind bei den Trägern der Sozial- 
hilfe gegeben. Dort sind auch die Fachkräfte vor- 
handen, die in der Lage sind, die Hilfen einzusetzen, 
die dem jeweiligen Bedarf des in Ausbildung stehen- 
den Behinderten angepaßt sind. 
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Im Gegensatz zu dem auf individuelle Hilfen einge- 
richteten Bundessozialhilfegesetzes ist das Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetz im wesentlichen auf 
pauschalierte, nach Ausbildungsarten gegliederte 
Leistungen für eine große Zahl von Berechtigten an- 
gelegt. Die Ausbildungsförderung wird mit Hilfe 
elektronischer Datenverarbeitungsanlagen berechnet 
und in gleichbleibenden Beträgen über festliegende 
Zeiträume durch zentrale Kassen unbar gezahlt. 

In der Praxis stellt sich die Lage des behinderten 
Auszubildenden wie folgt dar: Befindet sich ein Be- 
hinderter in einer nach dem BAföG förderungsfähi- 
gen Ausbildung, so erbringt das Amt für Ausbil- 
dungsförderung die Leistung nach diesem Gesetz, 
sofern die sonstigen Voraussetzungen vorliegen. Der 
in der Leistungsfolge nachrangige Träger der Sozi- 
alhilfe leistet unter Anrechnung des Förderungsbe- 
trages Eingliederungshilfe für Behinderte nach den 
§§39 ff. BSHG und der dazu erlassenen Eingliede- 
rungshilfe-Verordnung. Auf diese Weise wird der 
besonderen Härtesituation des Behinderten in vol- 
lem Umfang Rechnung getragen, zumal in vielen 
Fällen davon ausgegangen werden kann, daß die Be- 
treuung des Behinderten durch den Träger der 
Sozialhilfe zu dem Zeitpunkt, in dem die Ausbildung 
förderungsfähig und Ausbildungsförderung nach 
dem BAföG beantragt wird, bereits im Gange ist. 
Eine Änderung tritt in diesen Fällen nur insofern 
ein, als der Träger der Sozialhilfe durch die Ausbil- 
dungsförderung finanziell entlastet wird. Es läge 
nicht im Interesse des behinderten Auszubildenden, 
wenn die seiner besonderen Situation entsprechende 
Hilfe als Folge einer geänderten Rechtslage auf die 
darauf nicht eingerichteten Ämter für Ausbildungs- 
förderung überginge. Würde dies schon im kommu- 
nalen Bereich trotz der Möglichkeit, rasch und unmit- 
telbar mit den Sozialämtern und anderen beteiligten 
Stellen Verbindung aufzunehmen, erhebliche Schwie- 
rigkeiten mit sich bringen, so wären diese im Hoch- 
schulbereich, in dem fast ausschließlich die Studen- 
tenwerke das BAföG ausführen noch weit größer. 

4.6 

Es muß in diesem Zusammenhang auch beachtet wer- 
den, daß Oberste Landesbehörde für Ausbildungsför- 
derung in fast allen Ländern die Kultusministerien 
sind, die nicht über die Kenntnisse der Behinderten- 
betreuung verfügen, die notwendig sind, um den 
ihrer Fachaufsicht unterstehenden Ämtern für Aus- 
bildungsförderung entsprechende Weisungen ertei- 
len zu können. 

Welche Auffassung die Länder zu einer gleichartigen 
Problematik in der Vergangenheit hatten, zeigte sich 
bei der Behandlung des Gesetzes zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes und des Ar- 
beitsförderungsgesetzes im zweiten Durchgang im 
Bundesrat (Drucksache 450/73 — Beschluß). Durch 
Beschluß des Deutschen Bundestages war nach § 14 
BAföG ein neuer § 14 a „Zusatzleistungen in Härte- 
fällen" eingefügt worden, der die Bundesregierung 
ermächtigte, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu bestimmen, daß Ausbil- 
dungsförderung über die Beträge nach § 12 Abs. 1 
und 2, § 13 Abs. 1 bis 3 hinaus zur Deckung beson- 


derer Aufwendungen des Auszubildenden für seinen 
Lebensunterhalt, soweit dies zur Vermeidung unbil- 
liger Härten erforderlich ist, geleistet wird. 

Der Bundesrat beschloß, den Vermittlungsaus schuß 
anzurufen mit dem Ziel der Streichung. Er begrün- 
dete seinen Beschluß wie folgt: 

„Der mit der Härteregelung angestrebte Zweck, daß 
der Auszubildende es nur noch mit dem Förderungs- 
amt zu tun hat, ist nicht erreichbar. Bei der gegen- 
wärtigen Diskrepanz zwischen den Leistungen nach 
dem BSHG und dem BAföG hat bereits jetzt ein Teil 
der Auszubildenden Anspruch auf Aufstockung aus 
Mitteln der Sozialhilfe. Die Härteklausel würde den 
Auszubildenden von einem Antrag auf Sozialhilfe 
nicht abhalten, da Härtefälle auch dort zur Erhöhung 
des Bedarfs führen, die Differenz in den Leistungen 
also bleibt. 

Vordringlich ist vielmehr eine fühlbare Anhebung 
der Bedarfssätze nach dem BAföG. Härtefälle können 
schon bisher durch Leistungen nach dem BSHG be- 
friedigend gelöst werden. 

Der Vollzug des BAföG würde im übrigen wesentlich 
erschwert, wenn individuelle Unterschiede hier aus- 
geglichen werden sollten. Die Ämter für Ausbil- 
dungsförderung würden nunmehr Sozialämter be- 
sonderer Art (für Auszubildende), was bei der Kom- 
pliziertheit der Materie zu einer nicht vertretbaren 
Belastung der Ämter für Ausbildungsförderung 
führen würde. Die Mehrarbeit wäre nur durch Per- 
sonalvermehrung zu leisten. Dies würde — bei Vor- 
handensein der eingearbeiteten Sozialämter — in 
keinem Verhältnis zu dem angestrebten Zweck 
stehen“. 

Der Vermittlungsausschuß folgte dem Antrag des 
Bundesrates und beschloß, die Vorschrift insoweit 
zu streichen, als sie eine Zusatzleistung für den 
Lebensunterhalt des Auszubildenden zur Vermei- 
dung unbilliger Härten vorsah. Bundestag und Bun- 
desrat stimmten diesem Beschluß zu. Es besteht kein 
Anlaß anzunehmen, daß der Bundesrat eine gesetz- 
liche Regelung, die noch weiterreichend wäre als die 
seinerzeit vorgesehene, heute anders beurteilen 
würde als damals. 

5 Zusammenfassung 

Nach dieser Darstellung der sachlichen und recht- 
lichen Situation der einzelnen Gruppen von Auszu- 
bildenden kommt die Bundesregierung zu dem Er- 
gebnis, daß bei den Gruppen der Waisengeld- und 
Waisenrentenempfänger sowie den Auszubildenden 
aus unvollständigen Familien nicht von gruppen- 
typischen Härtefällen ausgegangen werden kann und 
daß deswegen im Rahmen des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes besondere gesetzgeberische 
Maßnahmen weder erforderlich noch zweckmäßig 
sind. Soweit im Einzelfall Härten auftreten, sind die 
durch das Bundessozialhilfegesetz gebotenen Hilfen 
geeignet und ausreichend, ihnen zu begegnen. 

Dasselbe gilt in besonderem Maße für Zusatzlei- 
stungen an behinderte Auszubildende. Für diese 
Personen sieht das Bundessozialhilfegesetz als eine 
der Hilfen in besonderen Lebenslagen die Eingliede- 
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rungshilfe für Behinderte vor. In zahlreichen, sehr 
ins einzelne gehende Bestimmungen des Gesetzes 
und der dazu erlassenen Rechtsverordnung sind die 
für die verschiedenen Arten von Behinderung er- 
forderlichen Maßnahmen geregelt. Die Ausführung 
dieses Gesetzes ist einer Verwaltung übertragen, die 
auf die Betreuung von Einzelfällen eingerichtet ist 
und jahrzehntelange Erfahrung hat. 

Dagegen wären die völlig anders strukturierten 
Ämter für Ausbildungsförderung mit der Durchfüh- 
rung dieser Maßnahmen überfordert. Die Übertra- 
gung dieser zusätzlichen Aufgaben auf sie würde 
einen Bereitstellungsaufwand erfordern, der in kei- 
nem vertretbaren Verhältnis zu dem zu erwartenden 
Nutzen stünde. So wünschenswert es grundsätzlich 
wäre, daß sowohl der mit Ausbildung in unmittel- 
barem Zusammenhang stehende Bedarf wie auch der 
durch die Behinderung bedingte Mehrbedarf eines 


schwerbehinderten Auszubildenden durch ein ein- 
ziges Amt befriedigt wird, so führt eine Abwägung 
der von einer solchen Regelung zu erwartenden 
Vor- und Nachteile zu dem Ergebnis, daß dem 
Schwerbehinderten für die Zeit, in der er sich in 
einer förderungsfähigen Ausbildung befindet, im 
Hinblick auf seine besondere Lage mit einer Betreu- 
ung durch zwei getrennte, aber jeweils zweckmäßi- 
ger arbeitende Stellen besser gedient ist. 

Wenn es in der Zukunft zu einer wesentlichen 
Strukturellen Änderung und einer Neuordnung der 
finanziellen Grundlagen der Hilfe für Behinderte 
kommen sollte, wird die Bundesregierung erneut die 
Frage prüfen, ob und auf welche Weise die behin- 
derten Auszubildenden auch mit ihrem behinde- 
rungsbedingten Mehrbedarf in das Leistungsgefüge 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes einzube- 
ziehen sind. 
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